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VORWORT

Forschungspolitik und stärker noch Technologiepolitik nahmen in
Gutachten des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen in der Vergan-
genheit immer wieder eine zentrale Rolle ein. In den letzten Jahren
haben sich wesentliche Rahmenbedingungen der österreichischen Wirt-
schaftspolitik verändert, sei es durch den EU-Beitritt, die Vertiefung
der europäischen Integration zu einer Wirtschafts- und Währungs-
union oder auch die Entwicklung im Rahmen der wTO. Diese verän-
derten Rahmenbedingungen führen auf nationalstaatlicher Ebene zu
einer Abnahme der Wirksamkeit und zu einer Einschränkung des Ein-
satzes traditioneller wirtschaftspolitischer Maßnahmen - wenngleich
sich damit oftmals auch die Chance zu wesentlich effektiveren und ef-
fizienteren Maßnahmen auf gesamteuropäischer Ebene eröffnet.

In diesem Umfeld stellen forschungs- und technologiepolitische
Maßnahmen Ausnahmen dar - sie unterliegen aufgrund der zentralen
Bedeutung von Qualifikation und neuer Technologien für die Auf-
rechter haltung längerfristigen Wirtschaftswachstums und damit der
Beschäftigungsentwicklung weniger Beschränkungen. Ihnen kommt
daher eine steigende Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit von
Standorten zu. Im Beiratsgutachten "Wirtschaftspolitische Hand-
lungsspielräume" (1998) wurde deshalb zu Recht der nationalen Tech-
nologiepolitik eine wesentliche Aufgabe zur weiteren Steigerung der
Standortqualität Österreichs zugedacht.

Nach Meinung des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen wurden
in der Vergangenheit in Österreich die sich in diesem Bereich eröffnen-
den Möglichkeiten aber nicht voll ausgeschöpft. Dabei liegen durchaus
eine Reihe von Papieren mit diskussionswürdigen Maßnahmenvor-
schlägen vor - und in den letzten Jahren wurden auch verschiedene
positiv zu bewertende Aktionen gestartet. Die Schwäche der öster-
reichischen Technologiepolitik liegt also nicht so sehr im operativen
Bereich, sondern im Fehlen eines klaren auch nach außen kommu-
nizierten und wahrnehmbaren strategischen Konzeptes mit eindeu-
tigen Zielen und darauf abgestimmtem Maßnahmenbündel.

Das vorliegende Gutachten konzentriert sich auf diese und andere
längerfristige Aspekte der österreichischen Technologiepolitik. Dabei
geht der Beirat bei allen seinen Vorschlägen davon aus, daß Technolo-
giepolitik in Österreich nicht ausschließlich auf den sogenannten
"High Tech" -Sektor bezogen werden kann, sondern auch andere Teile
der Wirtschaft in die Überlegungen mit einbezogen werden müs-
sen. Technologiepolitik ist mehr als nur Forschungspolitik - es geht
auch darum, vorhandene Technologien zu verbreiten, zu verbessern
und in neue Produkte zu integrieren, um so auf breiter Basis die Wett-
bcwerbsfähigkeit österreichischer Unternehmen und des Standortes
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Richard Leutner
Vorsitzender des

Beirats für Wirtschafts- und Sozialjragen

Österreich zu verbessern. Damit neue Technologien ihre volle Wir-
kung entfalten können und der gesellschaftliche Nutzen optimiert
wird, muß Technologiepolitik mit anderen Politikbereichen (Umwelt,
Energie, Verkehr, Gesundheit usw.) eng vernetzt werden. Im Mittel-
punkt aller Maßnahmen hat nach Ansicht des Beirats jedenfalls die Er-
höhung österreichischer Wertschöpfung und Beschäftigung zu stehen.

In der Hoffnung, einen Beitrag zur Gestaltung der zukünftigen ös-
terreichischen Technologiepolitik zu leisten, dankt der Beirat allen
Mitgliedern der Arbeitsgruppe, insbesondere den bei den Vorsitzenden,
Kar! Steinhöfler (WKÖ) und Roland Lang (BAK), für die geleistete
Arbeit.

Wien, im November 1999
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ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE UND
EMPFEHLUNGEN

Grundsätzliche technologiepolitische Ziele

• Die österreichische Technologiepolitik sollte entsprechend der öster-
reichischen Wirtschaftsstruktur breit angelegt werden und sowohl
Maßnahmen für den Bereich mittlerer und höherer Technologien als
auch die weniger technologieintensiven Bereiche und die KMU vor-
sehen.

• Die Forschungs- und Technologiepolitik muß als integraler Bestand-
teil der Wirtschaftspolitik gesehen werden. Auf diese Weise kann die
Technologiepolitik die Wirksamkeit anderer Politikbereiche erhö-
hen. Dies gilt u.a. etwa für die Umweltpolitik, die Energiepolitik und
für die Verkehrspolitik. Nur durch eine optimale Verschränkung
können aber auch verschiedene Bereiche der Wirtschaftspolitik die
Erreichung technologiepolitischer Ziele aktiv unterstützen (Regulie-
rungspolitik, Kapitalmarktpolitik, Gesundheitspolitik, Bildungs-
und Weiterbildungspolitik etc.).

• Neben Bemühungen um die von der Bundesregierung angestrebte
Erhöhung der F&E-Quote dürfen jedenfalls darüber hinaus gehende
inhaltliche und qualitative technologiepolitische Aufgaben nicht ver-
absäumt werden (Forschungs- und Technologieinfrastruktur, Ko-
operationen zwischen Unternehmen und mit der Wissenschaft, In-
tensivierung von 'Technologietransfer und Technologiediffusion,
Technologieinitiativen zur Lösung von Problemen gesellschaftlicher
Relevanz, aussichtsreiche Clusteransätze usw.).

• Nach Ansicht des Beirats sollte sich die österreichische Technologie-
politik auf Maßnahmenbündcl zur Erreichung folgender Subziele
konzentrieren. Dabei sollte bei allen forschungs- und technologie-
politischen Förderungsmaßnahmen die Schaffung und Sicherung
von österreichischer Wertschöpfung und Beschäftigung im Mittel~
punkt der Überlegung stehen:
- Erhöhung der Innovationsanstrengungen in den Unternehmen
- Verbesserung der Forschungs- und Technologieinfrastruktur -

auch für den Bereich der KMU und mittleren Technologien
- Optimierung von Schnittstellen zu anderen Politik bereichen
- Unterstützung der Diffundierung neuer Technologien in alle Be-

reiche der Wirtschaft
- Unterstützung von möglicherweise längerfristig interessanten An-

satzpunkten in Wirtschaft und Wissenschaft
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- Unterstützung von Kooperationen zwischen Unternehmen und
zwischen Unternehmen und Wissenschaft

~ strategisch ausgerichtete Programme zur Stärkung wettbewerbs-
fähiger Cluster und zur Strukturverbesserung in volkswirtschaft-
lich bedeutenden Wirtschafts bereichen

~ ständige Verbesserung des Bildungs- und Weiterbildungssystems
und Qualifizierungsinitiativen zur Schaffung, Erhaltung und Ver~
besserung der Beschäftigungsfähigkeit

- Einbeziehung von betrieblichen Arbeitnehmervenretern bei der
Technologieimplementierung

- Initiativen zur Schaffung eines gegenüber der Technik aufgeklär-
ten, sachlichen und unvoreingenommenen Klimas in der Bevölke-
rung.

Wichtige technologiepolitische Ansatzpunkte sind die Unterstüt-
zung der Verbreitung von Technologien (Beratung, Aktionen, Hilfe-
stellung etc.), der Aufbau von unternehmenseigenem Know-how, um
die Aufnahmefähigkeit der Unternehmen für neue Technologien zu
verbessern und die laufende Verbesserung und Optimierung des Ange~
bots an Forschungs- und Technologieinfrastruktur (außeruniversitäre
Forschungseinrichtungen, Kooperative Forschungsinstitute, Unis,
Fachhochschulen, Kompetenzzentren ).

Umgang mit neuen Technologien

• Die konkreten Anwendungen neuer Technologien sind sowohl auf
betrieblicher- als auch auf volkswinschaftlicher Ebene gestaltbar.
Die vorhandenen Spielräume sind im Sinne der Sozialverträglichkeit
auf betrieblicher und gesellschaftlicher Ebene zu nutzen .

• Im Interesse der betroffenen Betriebe und Arbeitnehmer aber auch
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung allgemein
ist eine laufende Einbindung der Sozialpanner in die technologiepo-
litsche Entscheidungsfindung essentiell und ausschlaggebend für
eine langfristig erfolgversprechende Technologiepolitik.

• Die hohe Qualifikation der Arbeitskräfte als entscheidendes Asset
für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungsent-
wicklung muß erhalten und weiter ausgebaut werden - dies gilt be-
sonders für den Bereich der beruflichen Weiterbildung.

• Die Förderung von technologischen Umstellungen im Betrieb sollte
mit breit angelegten Qualifikationsmaßnahmen (etwa Zusammenar~
beit von Technologieförderungseinrichtungen mit dem AMS) ge-
koppelt werden.

• Die Technologiepolitik und die Unternehmen sollten im Falle von
negativen Wirkungen neuer Technologien ihre gesellschaftliche Ver-
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antwortung etwa bei der Umsetzung von Qualifizierungsmaßnah-
men, Umschulungen, Arbeitsstiftungen, Arbeitsvermittlungen usw.
übernehmen, um die Beschäftigungsfähigkeit zu sichern.

• Wie das Beispiel der neuen Informations- und Kommunikations-
technologien zeigt, können neue Technologien zu asymmetrischen
Wirkungen in Wirtschaft und Gesellschaft führen. Um die negativen
Begleiterscheinungen zu minimieren und die sich bietenden Chancen
zu optimieren, müssen Qualifikationsmaßnahmen in allen Bereichen
darauf abgestimmt werden. Ein breites und hohes Niveau von
grundlegendem Know-how ist sowohl aus sozialer als auch aus wirt-
schaftlicher Sicht essentiell. Es sollen daher entsprechende Konzepte
für einen breiten, kostengünstigen Zugang der Bevölkerung zu den
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien entwickelt
und durch entsprechende Regulierungsmaßnahmen und die Nut-
zung der Möglichkeiten im öffentlichen Bereich (Schulen, Weiterbil-
dungsangebote etc.) wahrgenommen werden.

• Die Bewältigung von Ängsten gegenüber neuen Technologien ist nur
durch strukturierte, umfassende Information der betroffenen Men-
schen und der breiten Öffentlichkeit möglich. Die Informationen
müssen verständlich und umfassend auf die Vorteile und Risiken der
neuen Technologien eingehen. Information und Beteiligung müssen
auf allen relevanten Ebenen angeboten werden (Schulen, U niversitä-
ten, Fachhochschulen, Unternehmen, Ministerien und Parlament
etc.). Dabei wird es notwendig sein, geeignete Formen der Einbezie-
hung der Bevölkerung zu entwickeln und einzusetzen.

• Die Sozialpartner streben für die Zukunft bei technologischen Ent-
wicklungen, deren soziale, ökologische, ethische und wirtschaftliche
Auswirkungen nur sehr schwer abschätzbar sind, einen institutiona-
lisierten Diskussionsprozeß an, dessen Ergebnis eine gemeinsame,
grundsätzliche Position ist.

• Auf der betrieblichen Ebene ist der Dialog und die Einbeziehung der
Arbeitnehmer und des Betriebsrates sowohl zur Herbeiführung ei-
nes Interessenausgleichs als auch zur Optimierung der ökonomi-
schen Effekte bei der Einführung neuer Technologien ausschlagge-
bend. Die Stimulierung der Einbindung der Arbeitnehmervertreter
durch die entsprechenden Förderinstitutionen sollte daher weiter-
entwickelt werden.

Neugestaltung der Entscheidungsstrukturen

• Aufgrund der auch im internationalen Vergleich festzustellenden
Schwächen des technologiepolitischen Steuerungssystem wird des-
sen Neugestaltung in Österreich vorgeschlagen. Der Schwerpunkt
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soll dabei auf einer Verstärkung der strategischen Ebene und der
Ausgestaltung eines eindeutigen Entscheidungsfindungssystems auf
der strategischen Ebene liegen.

• Ziele und Strategien sind in einem demokratischen Diskussionspro-
zeß zu erarbeiten, in dem Ministerien, Experten, Sozialpartner, Län-
dervertreter und Parlamentarier eingebunden sind. Die Entschei-
dungsfindung im strategischen Bereich wird auf die Ministerien-
ebene (Technologiekuratorium) und gesetzlich auf ein starkes Bera-
tungsgremium, den Technologiepolitischen Rat, konzentriert.

• Um eine eindeutige Entscheidungsfindung zu ermöglichen, müssen
die technologiepolitischen Kernkompetenzen entweder in einem
Ministerium konzentriert werden, oder eindeutiger als bislang zwi-
schen den verschiedenen Ministerien aufgeteilt werden.

• Die operative Ebene soll weitgehend schlank, transparent und effi-
zient organisiert und in der Regel aus der Ministeriumsebene ausge-
gliedert sein. Dabei sind, soweit sinnvoll und möglich, bestehende
Einrichtungen zu betrauen ~ jedenfalls aber die Entstehung eines
"Förderungsdschungels" zu verhindern.

• Die operativen Einheiten sollen mit großer Autonomie im Rahmen
der strategischen Vorgaben agieren. Die Aufgaben sollen eindeutig
und transparent zugeordnet werden.

Fragen der längerfristigen Finanzierung

• Die Bestrebungen zur Erhöhung der F&E-Quote werden sich auf
den Unternehmens sektor bzw. die Stimulierung von F&E-Aktivitä-
ten des Unternehmens sektors zu konzentrieren haben und weniger
auf die allgemeinen öffentlichen Mittel im Universitätsbereich. So-
wohl die Anzahl der forschenden Unternehmen an sich als auch die
Forschungsintensität bereits aktiver Unternehmen müssen erhöht
werden. Dabei ist zu beachten, daß sich die Finanzierung der For-
schungsausgaben des Unternehmens sektors durch die öffentlichen
Hand ("Technologicförderung") - nach den verfügbaren Daten - im
Durchschnitt vergleichbarer Länder befindet.

• Für die technologiepolitischen Maßnahmen ist ein längerfristiger
Finanzierungsplan bis 2005 politisch zu paktieren, der eine gleich-
mäßige budgetäre Entwicklung vorzusehen hat, um die Planungssi-
cherheit für Programme einerseits, für längerfristi~.e Forschungspro-
jekte der Wirtschaft andererseits zu erhöhen. Uber dem durch-
schnittlichen nominellen BIP- Wachstum liegende Erhöhungen von
Mitteln sollen ausschließlich für Aktivitäten verwendet werden, die
zu nachweislichen Erhöhungen der Forschungsaktivitäten von
Unternehmungen führen.
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• Der Beirat ist der Ansicht, daß alle Formen einer langfristigen Siche-
rung der Finanzierung öffentlicher F&E-Aufwendungen geprüft
und genutzt werden sollen, wobei die Letztverantwortung für
eine zur Erreichung der strategischen Ziele ausreichenden Budgetie-
rung, wie bisher, auf politischer Ebene verbleiben muß.

• Genauer zu prüfen wären jedenfalls alle mit der Redimensionierung
der Währungsreserven und der Erträge der Oesterreichischen Natio-
nalbank in der EWU möglichen Optionen, allfällige Lizenzeinnah-
men aus der künftigen Nutzung von Frequenzbändern und die im
Rahmen der Neugestaltung der EU-Beitragszahlungen sowie des fi-
nanzausgleichs mit den Bundesländern gegebenen Spielräume.

Ansatzpunkte für weitere technologiepolitische Maßnahmen

• Wie bisher sollte sich die österreichische Technologicförderung auf
zwei Säulen stützen, die Antragsförderung, die grundsätzlich für alle
Themenbereiche und Unternehmen offensteht und die Programm-
förderung, die besondere Ziele verfolgt (1.. B. Strukturverbesserung,
Cluster, technologische Stärken, Lösung gesellschaftlicher Pro-
bleme, ete.).

• Der besonders für Programme u. ä. konzipierte ITF kann mit seiner
derzeitigen Finanzausstattung kaum offensiv tätig werden. Er sollte
daher hinsichtlich seiner Budgetierung von der Entwicklung be-
stimmter Zinssätze abgekoppelt werden und den technologiepoliti-
schen Erfordernissen und den internationalen Entwicklungen ent-
sprechend ausgestaltet und dotiert werden.

• Zur Stärkung der wirtschafts orientierten F&E sollten entsprechende
Maßnahmenbündel unter Beachtung der budgetären Erfordernisse
und Möglichkeiten erarbeitet werden. Dabei könnten folgende An-
satzpunkte in die Überlegungen mit einfließen:
- Um Anreize zu einer steigenden F&E-Tätigkeit der Unternehmen

zu setzen bzw. um Unternehmen überhaupt zur Aufnahme einer
Entwicklungstätigkeit zu motivieren, sollten in den Förderungsin-
stitutionen explizit darauf abgestellte Programme (erhöhte För-
derintensitäten, Bonussysteme, Wettbewerbe etc.) für Ersteinstei-
ger, besondere Steigerungen der F&E- Tätigkeit, besondere Aus-
weitung und/oder Höherqualifizierung des F&E-Personals oder
die Einrichtung einer F&E-Abteilung entwickelt werden. Natür-
lich ist die nachweisliche Erfüllung der Förderungsziele unabding-
bar.

- Ähnliche Programme wären bei entsprechender Ausgestaltung
auch für einzelne Wirtschaftsbereiche denkbar, etwa für for-
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schungsschwache Bereiche. So zeigen die Erfahrungen der Sonder-
aktionen Lebensmittel und Holz im FFF, daß gezielte Aktionen
beachtliches bewirken können.

- Durch die Entwicklung von Programmen, die einen Beitrag zur
Lösung von Problemen gesellschaftlicher Art leisten, sollen neue
Unternehmens bereiche angesprochen und (auch interdisziplinäre)
Kooperationen zwischen Unternehmen und zwischen Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen initiiert werden.

- Um Kooperationen insbesondere zwischen KMU in Clustern zu
forcieren, sind Innovationszentren, außeruniversitäre Forschungs-
institute, Fachhochschulen, Beratungseinrichtungen und Hoch-
schulinstitute c1usterspezifisch auszurichten.

- Die weitere qualitative Verbesserung der Technologieinfrastruktur
etwa durch Kompetenzzentren, CD-Labors, Kooperative For-
schungsinstitute, Hochschulinstitute, Fachhochschulen u. ä. wäre
ein wichtiger Schritt zur verstärkten Zusammenarbeit zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft. Sinnvoll ist dabei eine Offenheit be-
züglich unterschiedlicher Kooperationsintensitäten und der Nähe
zur Wissenschaft. Aufgrund der entscheidenden strategischen Be-
deutung wäre für diesen gesamten Bereich der Technologieinfra-
struktur ein Gesamtkonzept bezüglich der Erfordernisse, der
Struktur und der Aufgabenteilung bzw. -abgrenzung der einzelnen
Bausteine zu entwickeln.

- KMU benötigen ein besonderes (niedrige Zutrittsschwelle, mitt-
lere Technologien, gemeinsame Sprache, etc.) auf sie zugeschnitte-
nes Angebot an externem Know-how für die Vergabe von Ent-
wicklungsaufträgen oder gemeinsamen Projekten. Die personellen
und instrumentellen Ressourcen der Fachhochschulen sind ein ge-
eigneter Ansatzpunkt für diese Art von Technologietransfer. Ein
über die bereits auf regionaler Ebene teilweise vorhandenen Akti-
vitäten hinausgehendes bundesweites Konzept zur Vernetzung
und koordinierten Nutzung der Ressourcen könnte dabei ent-
scheidende Impulse setzen.

- Um bisher nicht oder kaum forschende Unternehmen zur Ent-
wicklungstätigkeit zu ermuntern, müssen verstärkt Beratungen so-
wohl bei der Identifikation, Planung und Durchführung helfen als
auch auf die Fördermöglichkeiten verweisen und diesbezügliche
Kontakte herstellen.

~ Für die Kontinuität und das Upgrading der F&E-Tätigkeit eines
Unternehmens ist die Aufnahme oder Einbindung qualifizierten
Fachpersonals von entscheidender Bedeutung. Derzeit gibt es so-
wohl auf Bundesebene mehrere Aktionen (FFF-Nachwuchsak-
tion, FWF-Post-docs, Wissenschafter für die Wirtschaft) als auch
auf Länderebene (Steiermark, Oberösterreich, geplant in Wien).
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Auch hier wäre es sinnvoll und letztlich effektiver, die verschiede-
nen Aktivitäten zusammenzufassen, die verschiedenen Zielsetzun-
gen und angesprochenen Gruppen klar zu definieren bzw. abzu-
grenzen und das Konzept entsprechend umzusetzen .

• Es sollen Anreize gesetzt werden, die Attraktivität der Universitäten
für den Unternehmens bereich zu erhöhen und zu einer stärkeren
Vernetzung von Unternehmen und Universitäten (aber auch Fach~
hochschulen) im Forschungsbereich zu kommen (Anwerbung von
Spitzenforschern, projektorientierte Forschungsfinanzierung, ge-
meinsame Projekte von Universitäten und Unternehmen, Förder-
schiene anwendungs orientierte Grundlagenforschung im FWF oder
FFF etc.).

• Die Beteiligung Österreichs an den EU-Forschungs- und Technolo-
gieprogrammen sollte trotz der recht guten Erfolge im 4. Rahmen-
programm weiter verbessert werden. Dies gilt vor allem für die Zahl
der von österreichischen Teilnehmern (vor allem aus dem Wirt-
schaftsbereich) als Projektkoordinatoren geleiteten Projekte.

• Um den Informationsfluß nach Österreich weiter zu verbessern und
die österreichischen Interessen in die Arbeitsprogramme einfließen
lassen zu können sind Wege zu finden, um zu institutionalisierten
Kontakten zwischen den von der EU nominierten österreichischen
Mitgliedern der Beratungsgruppen und österreichischen Betroffenen
(sowohl AnwenderiNutzer und potentielle Programmteilnehmer als
auch deren Interessenvertretungen) zu kommen.

• Im Zusammenhang mit dem 5. Rahmenprogramm wäre die Aufga-
benteilung und Zusammenarbeit von BIT einerseits und Ministerial-
beamten andererseits weiterzuentwickeln.

• Gegengeschäftsvereinbarungen im Rahmen von Beschaffungsvor-
gängen des Bundesheeres sind zur Initiierung von F&E- Kooperatio-
nen und technologisch interessante Aufträge zu nützen.

• Auch im Bereich der Ansiedlungspolitik ist besonderer Wert auf
F&E-Aktivitäten zu legen - entsprechende Konzepte sind zu erar-
beiten.
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1. EINLEITUNG

Der Technologiepolitik kommt im Rahmen der Wirtschaftspolitik in
den entwickelten Industriestaaten steigende Bedeutung zu. Dies des-
halb, weil neue Technologien ein wesentliches Kriterium für längerfris-
tiges Wirtschaftswachstum und eine wichtige Voraussetzung für Wett-
bewerbsfähigkeit und damit Einkommens- und Beschäftigungsmög-
lichkeiten darstellen. Nicht zuletzt wegen der Bedeutung der neuen
Technologien auch für die gesamtwirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit
stellt die Forschungs- und Technologiepolitik eine der wesentlichsten
Ausnahmen vom generellen Subventionsverbot der EU dar.

Nach Meinung des Beirats wurden in der Vergangenheit die sich da-
durch eröffnenden technologiepolitischen Möglichkeiten Österreichs
nicht voll ausgeschöpft. Als Hauptursachen können nach Ansicht des
Beirats vor allem drei wesentliche Fragenkomplexe festgemacht wer-
den.

Zum einen ist die Verunsicherung der österreichischen technologie-
politischen Akteure in manchen kontroversiellen Technologieberei-
chen zu nennen. Dabei ist etwa an die neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien, aber wohl in erster Linie an die modernen
Biotechnologien zu denken, wo von der Bevölkerung bzw. der veröf-
fentlichten Meinung widersprüchliche Signale bezüglich deren Akzep-
tanz ausgehen. Scheint es so zu sein, daß der Einsatz moderner bio-
technologischer Methoden in der Medizin begrüßt wird, steht auf der
anderen Seite beim derzeitigen Informationsstand ein erheblicher Teil
der Bevölkerung dem Einsatz in der Landwirtschaft eher ablehnend
gegenüber. Derzeit scheint kein politischer Wille erkennbar, sich einer
mittelfristig zielorientierten Diskussion zu stellen.

Zum zweiten spricht einiges dafür, daß die derzeitige Struktur des
Steuerungssystems der österreichischen Technologiepolitik nicht opti-
mal ist. Aufgrund des Querschnittcharahers von Technologiepolitik
wird sie nur erfolgreich sein, wenn die handelnden Akteure auf der
Grundlage eines abgestimmten strategischen Konzeptes mit eindeutig
festgelegten Zielen und Subzielen ein breites Spektrum an Maßnahmen
enrwickeln und umsetzen, die zur Erreichung der Ziele beitragen kön-
nen. Entscheidend ist dabei vor allem ein ausdiskutiertes, klares strate-
gisches Konzept, welches von allen betroffenen Akteuren mitgetragen
wird. Nur so kann es gelingen, sowohl die angesprochenen Zielgrup-
pen (Wissenschaft, Wirtschaft, Arbeitnehmer etc.) entsprechend zu
motivieren und andererseits auch die Ziele und damit die Positionie-
rung Österreichs glaubwürdig nach außen zu vermitteln (Stichworte:
Ansiedlungen, Neugründungen, Standortwettbewerb etc.). Ungeach-
tet der verschiedenen Einzelmaßnahmen, die in letzter Zeit gesetzt
wurden, ist der Beirat der Meinung, daß es der Bundesregierung nicht
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gelungen ist, ein eindeutiges strategisches Konzept vorzulegen. Viel-
mehr sind in der jüngeren Vergangenheit bloß verschiedene Strategie-
und Maßnahmenpapiere von der Bundesregierung zur Kenntnis ge-
nommen worden. Zumindest mitverursachend für diese suhoptimale
Situation ist nach Ansicht des Beirats die letztlich unklare Kompetenz-
lage 7.wischen den wichtigsten beteiligten Ministerien. Dies führt ver-
schiedentlich zu Konkurrenzverhalten (positive Kompetenzkonflikte)
oder zu Blockaden sowohl von Politik als auch von öffentlicher Ver-
waltung und damit zu einer unbefriedigenden Situation und letztlich
zu wenig eindeutigen Signalen nach außen.

Als dritter Flaschenhals einer technologiepolitischen Gesamtent-
wicklung (teilweise durch den zweiten Aspekt mitbeeinflußt) wird die
fehlende mittelfristige Finanzplanung gesehen. Obgleich bereits in ver-
schiedenen älteren Forschungskonzepten und politischen Absichtser-
klärungen und auch bei der Regierungsklausur in Bad Aussee Oänner
1999) Zielgrößen für eine österreichische F&E-Quote angepeilt wur-
den, fehlte und fehlt auch bislang ein Finanzierungskonzept. Natürlich
ist allen Beteiligten klar, daß zusätzliche F&E-Aktivitäten im überwie-
genden Ausmaß durch den Wirtschaftssektor getragen werden müssen.
Aber es kommt auch darauf an, von öffentlicher Seite klare langfristige
Signale zu setzen (Anreize, Forschungsinfrastruktur, Partnerschaften
zwischen Wirtschaft und öffentlicher Hand etc.), um eine entspre-
chende Planungssicherheit zu gewährleisten. Im Gegensatz dazu stel-
len sich in den letzten Jahren die Aufwendungen für Forschung und
Technologie aus dem Bundesbudget eher widersprüchlich dar. So gibt
es auf der einen Seite über die drei sogenannten "Technologiemilliar-
den" und andere Quellen Mittel für verschiedene zusätzliche (durchaus
sinnvolle) Aktionen, auf der anderen Seite konnte bei einzelnen För-
derinstrumenten nur durch die Zuteilungen von Teilen der "Technolo-
giemilliarden" oder dem Einsatz von neuen Finanzierungspraktiken
der Rückgang von "normalen" Budgetdotationen ausgeglichen werden
(ITF- Innovations- und Technologiefonds, FFF- Forschungsförde-
rungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft, FWF-Fonds zur Förderung
der wissenschaftlichen Forschung). Wenig zielführend war in den ver-
gangenen zwei Jahren vor allem auch die Situation des FFF, bei dem bis
zu Beginn der Geschäftsjahre nicht sicher war, ob überhauptentspre-
chende Budgetdotationen erfolgen würden und in welchem Ausmaß
daher eine Förderung für Technologieprojekte aufrechterhalten wer-
den könnte.

Der folgende Bericht konzentriert sich im wesentlichen auf grund-
sätzliche Aspekte dieser Art. Es wurde versucht, den analytischen Teil
so weit wie möglich einzugrenzen, da bereits verschiedene entspre-
chende Arbeiten vorliegen. Der Bericht stellt kein technologiepoliti-
sches Konzept dar und soll ein solches auch nicht ersetzen, sondern
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fordert im Gegenteil ein solches (inklusive den Finanzierungsvorstel-
lungen) gerade ein. Ziel des Berichts ist es in erster Linie, die oben ge-
nannten drei grundsätzlichen Schwächen der österreichischen Techno-
logiepolitik aufzuarbeiten, entsprechende strukturelle VorscWäge für
eine Verbesserung der Situation zu erarbeiten und die Aufgabe und
Funktion der Sozialpartner im technologiepolitischen System darzu-
stellen.
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2. ZIELE UND GESELLSCHAFtLICHE ASPEKTE
DER TECHNOLOGIEPOLITIK

2.1 Österreich im internationalen Wettbewerb

Österreich zählt zu den reichsten Ländern der Welt. Gemessen am
Pro- Kopf-Einkommen gelang es zwischen 1970 und 1998 sogar, vom
13. auf den 6. Rang vorzustoßen. Dabei ist es einzelnen österreichi-
sehen Unternehmen in einigen relevanten Marktnischen - vor allem im
Bereich mittlerer Technologien - gelungen, weltweit die technologi-
sche Führerschaft und auch die Marktführerschaft zu erreichen.

Wie auch zum Teil in jüngst erschienenen Studien (ÖAW, WIFO) an-
geführt, können beispielsweise folgende Bereiche als Stärken Öster-
reichs betrachtet werden:

• Kfz-Zulieferwesen: Motorenentwicklung, Allradtechnik, Spezial-
fahrzeuge

• Hightech-Stähle und Leichtwerkstoffe
• Schienenverkehrstechnik
• Spezialmaschinenbau
• Industrieanlagenbau
Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe erfolgversprechender Inno-

vationsschwerpunkte bzw. Marktsegmenre, in denen österreichische
Unternehmen erfolgreich tätig sind.

Will Österreich sein hohes Einkommensniveau halten und ausbauen,
dann müssen die eigenen Stärken durch die Entwicklung innovativer
Produkte und Verfahren weiter ausgebaut und auch das durchschnitt-
liche technologische Niveau der österreichischen Wirtschaft gehoben
werden.

Eine der wesentlichsten Voraussetzungen und ein entscheidendes
Asset für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungs-
entwicklung ist dabei die hohe Qualifikation der österreichischen Ar-
beitnehmer. Es ist daher ein besonderes Anliegen der Sozialpartner,
dieses zu erhalten und weiter auszubauen. Dies gilt für alle Ebenen der
beruflichen Bildung, aufgrund der raschen technologischen Entwick-
lung aber besonders für die Bereiche der beruflichen Weiterbildung.
Ein besonders sinnvoller Ansatz wäre, Hand-in-Hand mit der Förde-
rung von technologischen Umstellungen im Betrieb auch breiter ange-
legte betriebliche Maßnahmen (etwa in Zusammenarbeit mit dem
AMS) zur Höherqualifikation durchzuführen.

Darüber hinaus sind die materielle und immaterielle F&E-Infra-
struktur in den Betrieben, Forschungseinrichtungen und Universitäten
sowie die Attraktivität des Forschungsstandortes im internationalen
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Wettbewerb wichtige Faktoren für die künftige Leistungsfähigkeit der
heimischen Wirtschaft.

'Trotz der guten allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung und der
technologischen Spitzenleistungen in einigen Bereichen weisen ver-
schiedene Indikatoren darauf hin, daß Österreich gerade im technolo-
gieintensiven Bereich Nachholbedarf aufweist. Dabei ist auf den
schwach ausgeprägten Hochtechnologiesektor, die relativ geringe
'Technologieintensität der österreichischen Exporte, die negative Pa-
tentbilanz, die geringe Anzahl forschender Unternehmen und die ins-
gesamt niedrige F&E-Quote von etwa 1,7 %1) hinzuweisen. Ein 'Teil
der Erklärungen für den scheinbaren Widerspruch zwischen der guten
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung und der niedrigen 'Techno-
logieindikatoren dürfte auch in der durchaus im internationalen Ver-
gleich beachtlichen Innovationsstrategie der österreichischen Unter-
nehmen (vor allem der österreichischen KMU) liegen, wie der jüngste
WIFO "Community Innovation Survey 1999" zeigt. Diese Innova-
tionstätigkeit umfaßt neben F&E, Investitionen in Maschinen und
Ausrüstungen, Markteinführungen, externe F&E, Mitarbeiterschulung,
Konstruktion & Design und andere externe 'Technologien.

Österreich wird seinen bisherigen erfolgreichen Weg nur weiter fort-
setzen können, wenn es die technologischen Anstrengungen auf allen
Ebenen verstärkt und das Qualifikationsniveau der Arbeitnehmer wei-
ter verbessert.

2.2 'Technologien für Wirtschaft und Gesellschaft

Neue 'Technologien bzw. Innovationen und höhere Qualifikationen
sind sowohl Auslöser eines "verbesserten" Einsatzes von Kapital und
Arbeit (und somit von Produktivitätssteigerungen durch neue Verfah-
ren) als auch Basis für die Entwicklung neuer bzw. verbesserter Pro-
dukte und damit für die Erschließung neuer Märkte.

Für Innovationen sind nicht nur rein technische Aspekte, sondern
sowohl auf betrieblicher als auch auf volkswirtschaftlicher Ebene eine
Reihe weiterer Bedingungen, wie Organisation, Wissen der Arbeitneh-
mer, Management, Zusammenwirken verschiedener Akteure usw., ent-
scheidend.

Das sogenannte Wasserfallmodell (Grundlagenforschung - anwen-
dungsorientierte Forschung - Produktenrwicklung - gesellschaftliche
Diffundierung) der technologischen Entwicklung gilt in dieser simplen
Form nicht. Die ablaufenden Prozesse sind vernetzt und durch stän-

1) siehe dazu Abschnitt 5.1
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dige Wechselwirkungen und wiederkehrende Schleifen (sowoW in ein-
zelncn Unternehmen, als auch in der Volkswirtschaft) gekennzeichnet.
Edolgreiche Innovationsprozesse sind auch von anderen Systemkom-
ponenten wie etwa Finanzsystcm, Regulierungssystem, Bildungs-
system, Partizipation von Arbeitnehmern und Konsumenten sowie
deren Zusammenspiel abhängig. Eine ausscWießlich auf Technikeinsatz
ausgerichtete Technologiepolitik wird daher nur begrenzt entspre-
chende ökonomische und beschäftigungspolitische Erfolge aufweisen
können.

Langfristig positiv wirkende technologische Veränderungen können
im Einzelfall kurzfristig negative Begleiterscheinungen haben. Dazu
zählen etwa der Verlust eines Teils der Arbeitsplätze im eigenen Betrieb
oder im jeweiligen Konkurrenzbetrieb, welcher an Wettbewerbs-
fähigkeit verliert oder hohe Investitions- und/oder Umstrukturie-
rungskosten.

Fatal wäre es, abgeleitet aus betrieblichen Erfahrungen den Schluß zu
ziehen, mit der grundsätzlichen Verhinderung der Einführung von
neuen Technologien wären Beschäftigungsprobleme zu meistern: Be-
triebe würden in der Produktivität gegenüber Konkurrenten zurück-
bleiben und mittelfristig auch über die langsam veraltenden Produkte
an Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Dies würde sowoW zu weniger
Einkommen als auch weniger Arbeitsplätzen führen.

Neue Technologien sind aber sowohl auf betrieblicher als auch volks-
wirtschaftlicher Ebene durchaus gestaltbar. Die vorhandenen Spiel-
räume sind im Sinne der Sozialverträglichkeit auf betrieblicher und ge-
sellschaftlicher Ebene zu nützen.

Unter Inkaufnahme der entsprechenden ökonomischen Konsequen-
zen könnten neue Technologien in einem demokratischen Prozeß
im Prinzip auch überhaupt abgelehnt werden. Die ökonomischen
Konsequenzen können bei relativ isolierten Technologieanwendungen
annehmbar gering erscheinen (etwa der Verzicht auf Energiegewin-
nung aus Kernspaltung in Österreich) - bei ScWüsseltechnologien
(z. B. Mikroelektronik), die in vielen Wirtschaftsbereichen eine grund-
legende Rolle für deren zukünftige Wettbewerbsfähigkeit spielen,
wären die ökonomischen Konsequenzen allerdings unübersehbar.

High Tech-Industrien und wissensbasierte Industrien weisen rasan-
tes Wachstum und im Gegensatz zu anderen Industriebereichen eine
stabile bis steigende Beschäftigungsentwicklung auf.

Eine ausschließliche Konzentration auf High Tech kann jedoch auf-
grund der relativ geringen Größe der Sektoren auf absehbare Zeit
kaum volkswirtschaftlich relevante Beschäftigungswirkungen her-
vorbringen. Es sind auch die anderen Teile der Wirtschaft in die
technologiepolitischen Überlegungen mit einzubeziehen, da diese
durch Diffusion aus den High Tech-Sektoren, Rückgriffe auf Inputs
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der Wissenschaft und steigende Anforderungen an Wissen und Fähig~
keiten der Beschäftigten und des Managements ebenfalls "wissens-
intensiv" werden.

Andererseits übersieht eine VernacWässigung der technologieinten~
siven Bereiche aufgrund ihrer geringen Größe, daß gerade in diesen Be-
reichen massive Produktivitätssteigerungen zu verzeichnen sind.
Schlagen sich die dadurch ausgelösten Einkommenseffekte in entspre~
chende Nachfrage in Österreich nieder, wird damit auch der steigende
Konsum von vielen Dienstleistungsangeboten erst ermöglicht (viele
Dienstleistungsbereiche weisen nur mäßige Produktivitätszuwächse
auf und verteuern sich daher in Relation zu Bereichen mit starken Pro-
duktivitätszuwächsen) .

Technologischer Wandel in den High Tech-Sektoren bestimmt also
über die erwähnten langfristigen Effekte hinaus auch mittelfristig über
entsprechende Diffusionswirkungen und Einkommenseffekte die
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungsentwicklung nicht nur in
den unmittelbaren Hochtechnologiesektoren.

Ebenso wichtig für die langfristige Entwicklung von Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung ist die Konzentration der Technologie-
politik auf ein Upgrading des Technologieniveaus der KMU und auf
Unternehmen abseits des Hochtechnologiebereiches. Wesentlich ist
dabei die Unterstützung der Verbreitung von Technologien durch
spezielle Förderaktionen, eine Reihe von Maßnahmen im Bereich
Beratung, Hilfestellung, Informationszugang u. ä. und der Aufbau von
unternehmenseigenem Know~how, um die Aufnahmefähigkeit der
Unternehmen für neue Technologien zu verbessern. Auch die laufende
Verbesserung des Angebots der Forschungs- und Technologie-
infrastruktur, welche den Unternehmen für Entwicklungsaufträge Zur
Verfügung steht (außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Univer-
sitäten, Kooperative Fachhochschulen, Kompetenzzentren etc.) soll
Bestandteil einer österreichischen Technologiepolitik sein.

Eine breit angelegte Technologiepolitik wird damit zu einem not~
wendigen - wenn auch nicht hinreichenden Bestandteil einer umfas-
senden Wirtschafts~ und Beschäftigungspolitik.

Die Sozialpartner bekennen sich zu einer aktiven Gestaltung und
Förderung der technologischen Entwicklung. Im Interesse der betrof~
fenen Betriebe und Arbeitnehmer aber auch der wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Entwicklung allgemein ist eine laufende Einbindung
der Sozialpartner in die technologiepolitische Entscheidungsfindung
essentiell. Nur so finden wichtige frühzeitige Informationsflüsse statt,
können Mitgestaltungsmöglichkeiten wahrgenommen, ein breiter
politischer Konsens auch in umstrittenen Fragen - wie etwa der Gen~
technik - gefunden und die Akzeptanz technologiepolitischer Maß-
nahmen und deren effiziente Umsetzung erhöht werden. Die Einbin~



dung der Sozialpartner ist somit ausschlaggebend für eine langfristig
erfolgversprechende Technologiepolitik.

Auf betrieblicher Ebene ist der Dialog und die Einbeziehung von Ar-
beitnehmervertretern bei Technologieimplementierungen wichtig und
weiter zu intensivieren, weil dadurch sowohl ein entsprechender Inter-
essenausgleich herbeigeführt wird, als auch die ökonomische Wirkung
der neuen Technologien durch gesteigerte Akzeptanz und damit kon-
struktive Einbringung des Wissens der Arbeitnehmer optimiert wer-
den kann.

Die in Förderungsinstitutionen vorgesehene Stimulierung einer insti-
tutionalisierten Einbindung von Arbeitnehmervertretern bei der Im-
plementierung neuer Technologien sollte daher optimiert und weiter-
entwickelt werden. Grundsätzlich sollte bei allen Projekten, die Aus-
wirkungen auf die Arbeitnehmer haben, eine frühzeitige Einbindung
und Mitwirkung des Betriebsrats und der Arbeitnehmer - über die ge-
setzlichen Erfordernisse hinaus - angestrebt werden.

Die Technologiepolitik sollte sich besonders auf jene Bereiche kon-
zentrieren, die im Einklang mit anderen gesellschaftlichen Zielen in
Unternehmen gleichermaßen ein hohes Wachstums- und Beschäfti-
gungspotential aufweisen. Im Falle negativer Wirkungen von neuen
Technologien sollten Technologiepolitik und Unternehmen ihre gesell-
schaftliche Verantwortung etwa bei der Umsetzung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen, Umschulungen, Arbeitsstiftungen, Arbeitsvermitt-
lungen usw. übernehmen.

2.3 Asymmetrische Wirkungen neuer Technologien

Bei der Durchdringung von Wirtschaft und Gesellschaft mit neuen
Technologien kommt es oftmals zu weitreichenden strukturellen Ver-
änderungen, so etwa im Bereich der neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien. Diese erfüllen eine Doppelrolle, einerseits
als Technologien mit hohem Wachstumspotential und andererseits als
Transmissionsriemen für Wissen und Informationen. Als solche kön-
nen sie sowohl positive als auch negative gesellschaftspolitische Ent-
wicklungen verstärken. Dabei gibt es auf Arbeitnehmerseite, innerhalb
des Unternehmenssektors und bei den Konsumenten Gewinner und
Verlierer.

• Sollte sich tatsächlich bewahrheiten, daß über die neuen Möglichkei-
ten von elektronischen Netzen in Zukunft bestimmte Informations-
dienste, sonstige Dienste und Produkte billiger, schneller und in grö-
ßerer Vielfalt und leichterer Vergleichbarkeit bestellt und/oder kon-
sumiert werden können, so droht eine soziale und ökonomische Be-
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nachteiligung für jene Gesellschaftsgruppen, die an dieser Entwick-
lung weniger teilhaben. Analysen 7:eigen, daß dies häufiger bei
Frauen, weniger Gebildeten und älteren Menschen der Fall ist.

• Die zunehmende Bedeutung der Beherrschung neuer Informations-
und Kommunikationstechnologien legt auch die Chancen für Ju-
gendliche am Arbeitsmarkt fest. Daher ist dem Problem des Zugangs
von Kindern aus Bevölkerungsgruppen, die sich neueste Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien nicht leisten können, und
deren Kinder folglich Rückstände auf der Lernkurve aufweisen, ver-
stärktes Augenmerk zu schenken.

• Die Chancenverteilung zwischen KMU und großen Unternehmen
könnte sich verändern: So haben über das elektronische Netz die
KMU zwar prinzipiell leichteren und billigeren Zugang zu einem
weltweiten Markt, andererseits kommen sie aber durch mögliche ef-
fiziente Preisverglcichssysteme unter erheblichen Preisdruck von
seiten der Großunternehmen.

• In einer Reihe von Branchen wie etwa Buchhandlungen, Reiseveran-
staltern, Banken oder Versicherungen hängt die Entwicklung bzw.
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit zu einem erheblichen Teil von
einem entsprechenden Angebot oder Komplementärangebot auch
über elektronische Netze ab. Dies wird flächendeckend nur über
in diesem Bereich gut ausgebildete, ideenreiche und motivierte Mit-
arbeiter möglich sein.

• Für Unternehmen des eigentlichen Informations- und Kommunika-
tionstechnologiesektors ist ein entsprechend breit vorhandenes Hu-
mankapital geradezu eine Voraussetzung für Aktivitäten in Öster-
reich und daher aus standortpolitischen Überlegungen von erheb-
lichem Interesse.

• Eine breites und hohes Niveau von grundlegendem Know-how, ein
allgemeiner Zugang und eine relativ gleiche Verteilung im Umgang
mit den modernen Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien stellen daher sowohl aus sozialer wie auch aus wirtschaftspoliti-
scher Sicht ein essentielles Erfordernis dar.

Es ist daher notwendig, daß in Österreich Konzepte für einen brei-
ten, kostengünstigen Zugang der Bevölkerung zu elektronischen
Netzen und anderen neuen Informations- und Kommunikationstech-
nologien entwickelt werden. Die entsprechenden Regulierungsaufga-
ben und die Nutzung der Möglichkeiten im eigenen Bereich (Schu-
len, Weiterbildungsangebote, zielgruppenspezifische Angebote der
Hilfestellung etc.) sind durch den Staat verantwortungsvoll wahrzu-
nehmen.
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2.4 Die Ziele der österreichischen Technologiepolitik

Oberziel aller teehnologiepolitischen Aktivitäten muß es sein, zur
Verbesserung der materiellen und immateriellen, kurz- und langfristi-
gen Lebensgrundlagen der Bevölkerung beizutragen, d. h. zum Bei-
spiel eine stetige Wohlstandssteigerung bei qualitativ hochwertigen Ar-
beitsplätzen und verringerter Arbeitslosigkeit, Unterstützung gesell-
schaftlich notwendiger Aufgaben (Medizin, Pflege etc.) und die Um-
setzung ökologischer Ziele.

Damit wird die Technologiepolitik in das allgemeine wirtschafts- und
gesellschaftspolitische Zielsystem integriert. Aufgrund der immer stär-
keren Vernetzung aller gesellschaftlichen Subsysteme und deren gegen-
seitiger Beeinflussung ist es daher eine der zentralen Aufgaben der
Technologiepolitik, zu einer Abstimmung der verschiedenen Politik-
bereiche zu kommen, zu versuchen, Synergieeffekte zu entdecken,
diese gezielt zu nutzen und Reibungsverluste 7.Uminimieren. Zentrale
Entscheidungsträger der Technologiepolitik sind daher jedenfalls mit
Schnittstellen wie etwa Gesundheit, Umwelt, Soziales oder Verkehr zu
verschränken und haben alle wesentlichen gesellschaftlichen Kräfte in
die Entscheidungsfindung mit einzubeziehen.

Ein solcher Ansatz läßt es möglich erscheinen, einerseits bei tech-
nologisch-ökonomisch angestrebten Zielen (z. B. Stärkung der KFZ-
Zulieferindustrie, der Biotechnologie etc.) die Auswirkungen und
Wechselwirkungen auf andere Politikbereiche zu optimieren. Anderer-
seits sollte bei Zielen, die aus anderen Politikbereichen kommen (Um-
welt, Gesundheit etc.), versucht werden, im Rahmen der Technologie-
politik die für Österreich relevanten ökonomischen Wirkungen zu
optimieren.

Jedenfalls sollte bei forschungs- und technologiepolitischen Förde-
rungsmaßnahmen immer auch die Schaffung und Sicherung von öster-
reichischer Wertschöpfung bzw. Beschäftigung im Mittelpunkt stehen.

Unternehmen können bei offenen Märkten längedristig nur dann
wettbewerbsfähig bleiben, wenn sie sich mit ihren Produkten und
Dienstleistungen positiv von den Konkurren7.produkten abgrenzen
oder mit neuen Entwicklungen neue Märkte kreieren. In diesem tech-
nologisch-innovatorischen Wettbewerb kommt es darauf an, sowohl
innerhalb der Unternehmen als auch national die Innovationsbedin-
gungen 7.Uopumieren.

Daraus sind einige Sub-Ziele der Technologiepolitik unmittelbar ab-
leitbar:
• Erhöhung der Innovationsanstrengungen in den Unternehmen
• Verbesserung der Forschungs- und Technologieinfrastruktur - auch

für den Bereich der KMU und mittleren Technologien
• Optimierung von Schnittstellen zu anderen Politikbereichen
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• Unterstützung der Diffundierung neuer Technologien in alle Berei-
che der Wirtschaft

• Unterstützung von möglicherweise erst längerfristig interessanten
Ansatzpunkten in Wirtschaft und Wissenschaft

• Unterstützung von Kooperationen zwischen Unternehmen und
zwischen Unternehmen und Wissenschaft

• strategisch ausgerichtete Programme zur Stärkung wettbewerbs-
fähiger Cluster und zur Strukturverbesserung in volkswirtschaftlich
bedeutenden Wirtschafts bereichen

• ständige Verbesserung des Bildungs- und Weiterbildungssystems,
Qualifizierungsi nitia tiven

• Einbeziehung von betrieblichen Arbeitnehmervertretern bei der
Technologieimplementierung

• Initiativen zur Schaffung eines gegenüber der Technik aufgeklärten,
sachlichen und unvoreingenommenen Klimas in der Bevölkerung.

2.5 Umgang mit kontroversiell diskutierten Technologien

Die gesellschaftliche Akzeptanz hat wesentlichen Einfluß darauf, ob
und wie schnell neue Technologien entwickelt und umgesetzt werden
können. Das Fehlen der Akzeptanz hat seine Ursachen u.a. in unter-
schiedlichsten, mehr oder weniger konkreten Ängsten der Menschen,
die mit neuen Technologien konfrontiert werden - sei es auf direkte
Weise als Nutzer, Konsument, als Hersteller bzw. als Arbeitnehmer
und Unternehmer, sei es auf indirekte Weise als mehr oder weniger gut
informierte Bevölkerungsgruppen.

Bewältigung von Ängsten ist nur durch strukturierte, umfassende In-
formation der betroffenen Menschen inklusive der breiten Öffentlich-
keit möglich.
• Arbeitnehmer, die direkt mit der Entwicklung und Produktion von

neuen Technologien befaßt sind, sind mit sich wandelnden Arbeits-
bedingungen, mit der Sorge um den Erhalt von Arbeitsplätzen und -
damit in Zusammenhang - um die notwendige berufliche Qualifika-
tion und die Erhaltung bzw. Schaffung arbeits- und sozialrechtlich
abgesicherter Arbeitsbedingungen konfrontiert.

• Wenn es um die Erhaltung von Natur und Umwelt geht, werden im-
mer wieder neue Technologien als Verursacher von Gefahren, die
sich gegen die Umwelt richten, genannt. Die Sorge gilt hier nicht nur
qualitativen Veränderungen durch neue Technologien, wie z. B. gen-
technische Veränderungen, deren Auswirkungen auf Mensch und
Öko-Systeme nicht genügend erforscht zu sein scheinen. Die Sorge
gilt auch der Intensivierung der Veränderungen, die neue Technolo-
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gien hervorrufen, und die von der Umwelt nicht mehr verkraftbar
erscheinen .

• Eine weitere Sorge gilt den möglichen gesellschaftlichen Folgen, die
durch neue Technologien hervorgerufen werden. Genannt seien hier
die Ängste beispielsweise vor technischer Überwachung (Arbeits-
platz und privates Umfeld), vor Isolation durch Technik, vor dem
Verlust von ethischen Grundsätzen und vor dem Verlust von demo-
kratischen Mitbestimmungsmöglichkeiten, die auf face-to-face-
Kommunikation angewiesen sind.

• Ängste richten sich schließlich auf ganz konkrete Technologien wie
beispielsweise die Gentechnologie, aber auch auf einzelne Produkte
wie Mobiltelefone, elektronische Haushaltsgeräte, Antennenanlagen
(Elektrosmog) u. a. m.

Will man sowohl auf die aktuelle gesellschaftliche Entwicklung als
auch auf die Entwicklung neuer Technologien adäquat reagieren, ist es
darüber hinaus notwendig, Formen der Beteiligung zu entwickeln und
zu erproben und Erfahrungen zu berücksichtigen, die über die üb-
lichen Formen der Mitsprache (Interessenvertretungen, politischen
Parteien, Volksbegehren) der Bevölkerung hinausgehen.

Information muß jedenfalls so gestaltet sein, daß sie
• verständlich und umfassend zugleich ist (strukturiert und auf die

jeweiligen Adressaten abgestimmt)
• Vorteile und Risken der neuen Technologien gleichermaßen und aus-

gewogen beleuchtet
• nicht als Werbung für die neuen Technologien mißverstanden wer-

den kann.

Information und Beteiligung müssen auf allen relevanten Ebenen an-
geboten werden. Dabei geht es nicht nur um die Wissensvermittlung
über neue Technologien, sondern auch um ihre Rolle und Funktion in
einer modernen Wirtschaft:
• Dies beginnt in den Schulen, die für ein breites grundsätzliches Wis-

sen über neue Technologien zu sorgen haben und den Grundstein
zum Verständnis für Veränderung, wie sie neuen Technologien im-
manent ist, legen müssen. In Schulen sollte in Zukunft vermehrt ge-
lehrt werden, daß neue Teehnologien nicht "passieren", sondern ge-
staltet werden können und müssen.

• Universitäten sind die Institutionen, wo umfassendes Wissen über
neue Technologien entstehen. Sie sind in ihrer Funktion als Institu-
tion aber auch durch das Selbstverständnis ihrer Wissenschafter in
besonderem Maße dafür verantwortlich zu machen, die Schnittstel-
len Universität-Wirtschaft für neue Technologien konstruktiver mit
zu gestalten.
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• Fachhochschulen sind noch direkter als Universitäten damit betraut,
neue Erkcnntisse - aueh für die Wirtschaft - anwendungs gerecht
weiterzugeben. Man sollte sie in Zukunft noch intensiver dazu nut-
zen, als dies bis jetzt der Fall ist - beispielsweise durch Kooperatio-
nen mit Fördereinrichtungen, Universitäten, Schulen, Unterneh-
mungen.

• Unternehmen - die zentrale Ebene zur Umsetzung und Nutzung
neuer Technologien - sind einerseits selbst auf Informationen ange-
wiesen, andererseits müssen sie Informationsdrehscheibe für Kun-
den, Arbeitnehmer und Konsumenten sein. Sie sind auf komplexe
Weise mit Beteiligungssystemen konfrontiert (Arbeitnehmervertre~
tungen, Qualitätssicherungssysteme, Feedback der Konsumenten)
und darauf angewiesen, diese so zu "nutzen", daß die Produktivität
gesteigert wird.

• Ministerien und Parlament sind verantwortlich dafür, strukturierte
Verfahren (gesetr.liche Rahmenbedingungen) zu schaffen, welche die
Information und Beteiligung der breiten Öffentlichkeit und eine
fundierte Technikfolgenabschätzung über das derzeitige Maß hinaus
ermöglicht.

• Eine wesentlichen Rolle in der Informationsverbreitung spielen die
Medien. Insbesondere sind die öffentlich-rechtlichen Medien dazu
aufgefordert, ihrer Verpflichtung zu einer ausgewogenen und verant-
wortungsvollen Informationstätigkeit nachzukommen .

• Die Sozialpartner streben für die Zukunft bei technologischen Ent-
wicklungen, deren soziale, ökologische, ethische und wirtschaftliche
Auswirkungen nur sehr schwer abschätzbar sind, einen institutiona-
lisierten Diskussionsprozeß an, dessen Ergebnis eine gemeinsame,
grundsätzliche Position ist.
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3. ANALYSE UND BEWERTUNG DES STEUERUNGS-
SYSTEMS UND DER RAHMENBEDINGUNGEN
DER ÖSTERREICHISCHEN TECHNOLOGIEPOLITIK

3.1 Derzeitige Kompetenzverteilung und Steuerung

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr (BMWV) ist
zuständig für die Angelegenheiten der Wissenschaften, insbesondere
der wissenschaftlichen Forschung und Lehre, die Koordination der
Forschungsvorhaben des Bundes und die Koordination des Einsatzes
von Bundesmitteln zum Zweck der Forschung.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
(BMwA) ist zuständig für Angelegenheiten der wirtschaftlich-techni-
schen Forschung, insbesondere des Forschungsförderungsfonds für
die gewerbliche Wirtschaft und des Normenwesens.

Dem Bundeskanzleramt kommt laut Bundesministeriengesetz eine
allgemeine Koordinierungsfunktion zu. Der Bundeskanzler führt im
lTF-Kuratorium den Vorsitz.

Die Bundesländer sind im Bereich der allgemeinen Wirtschaftsförde-
rung tätig und setzen zunehmend Maßnahmen, die für die Forschungs-
und Technologiepolitik von Bedeutung sein können.

Laut Forschungsorganisationsgeset7, (FOG) ist für die Beratung der
Bundesregierung, einzelner Ministerien und auch der Landesregierun-
gen der "Osterreichische Rat für Wissenschaft und Forschung" (RFW)
vorgesehen. Der tatsächliche Einfluß auf die Gestaltung der österrei-
chischen Politik war in der Vergangenheit eher gering.

Auf operativer Ebene sind für die Technologiepolitik vor allem der
lnnovations- und Technologiefonds (ITF; Durchführung von Schwer-
punktprogrammen, strategisches Instrument; Anwendungen, Koope-
rationen, Netzwerke etc.), der Forschungsförderungsfonds für die ge-
werbliche Wirtschaft (FFF; Antragsprinzip, einzelne Sonderaktionen,
Kooperationen etc.), der ERP-Fonds (eigenes Vermögen; technologie-
orientierte Investitionsförderungen, regionale Innovationsprämie,
Venturefinanzierung, Technologieinfrastrukturfinanzierung etc.), der
Fonds wr Förderung der wissenschaftlichen Forschung (FWF;
Grundlagenforschung in allen Wissenschaftsbereichen, Stipendien,
Post-Doc-Aktion etc.) und seit wenigen Monaten die Technologie-
Impulse Gesellschaft (TIG; Durchführung und Koordinierung des
Kplus-Programms, Technologieparks etc.) von Bedeutung.

Das Forschungsförderungsgesetz (FFG) sieht vor, daß die Präsiden-
ten und Vizepräsidenten der heiden Forschungsförderungsfonds (FFF
und FWF) den sogenannten Forschungsförderungsrat bilden, der sich
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neben der Diskussion von Koordinationsfragen auch immer wieder in
die forschungs- und technologiepolitische Diskussion eingebracht
hat. Die bereits begonnenen Aktivitäten zur Erweiterung des For-
schungsförderungsrates um Vertreter anderer Förderungseinrichtun-
gen (z. B. ERP-Fonds) wurden durch die Diskussion um das "Schmidtl
Hochleitner- Papier" hinfällig.

Der Rat für Technologieentwicklung befaßt sich mit Fragen der
Technologiefolgenabschätzung. Gerade im Bereich der umstrittensten
neuen Technologien konnte sich dieser Rat zu keinem wesentlichen
Abstimmungsgremium der österreichischen Technologiepolitik ent-
wickeln. .

Das höchstrangig besetzte Gremium ist das Kuratorium des Innova-
tions- und Technologiefonds. Hier führt der Bundeskanzler den Vor-
sitz, es sind daneben weitere Minister, zwei Vertreter der Sozialpartner
und zwei Vertreter politischer Parteien als Mitglieder vorgesehen. Von
wenigen Ausnahmen abgesehen wurden die Kuratoriumssitzungen
aber nicht für forschungs- und technologiepolitische Diskussionen ge-
nützt, sondern nur zur Vorbereitung der unmittelbar anstehenden ITF-
Entscheidungen.

In den letzten Jahrzehnten wurden in Österreich einige längerfristige
Konzepte im Bereich der Forschungs- und Technologiepolitik erar-
beitet:

• Österreichische Forschungskonzeption 1972 (schon damals war von
einer Erhöhung der F&E-Quote auf bis zu 2 % des ElP die Rede)

• Österreichische Forschungskonzeption 1980 (1982 nach einer um-
fassenden Umfrage über die Lage und die Probleme der Forschungs-
organisation von der Bundesregierung beschlossen)

• Technologiepolitisches Konzept (1989) (erarbeitet in Arbeitsgrup~
pen)

• Technologiepolitisches Konzept (1996) und Vorschläge der Techno-
logiebeauftragten (1997): Ein Expertenteam Qoanneum, Seibersdorf,
WIFO) erarbeitete einen Entwurf, der im September 1996 im Mini-
sterrat zur Kenntnis genommen wurde. Parallel zur Ausarbeitung
eines umfangreichen Katalogs von Maßnahmen durch Mitarbeiter
von BMwA und BMWV wurden im Jänner 1997 Albert Hochleitner
(Siemens Österreich) und Arnold Schmidt (TU; Präsident des FWF)
gebeten, technologiepolitische Vorschläge zu erarbeiten. Diese wur-
den in der Folge auf einer Regierungsklausur im Juni 1997 in Rust
vorgelegt. Umgesetzt wurden bisher nur wenige Vorschläge (z. B.
Kompctenzzentren).

• Grünbuch zur österreichischen Forschungspolitik (in Diskussion)
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Der oben dargestellte institutionelle Rahmen wird im Lichte der Er-
fahrungen der letzten Jahre vom Beirat wie folgt beurteilt:

• Das bestehende Ministeriumsgesetz hält eine Zuständigkeit für eine
strategisch ausgerichtete Technologiepolitik nicht ausdrücklich fest.

• Vor dem Hintergrund dieser Kompeten:r.lage ist es möglich, daß zwei
Ministerien dauerhaft und nur in Ansätzen koordiniert, gleich gela-
gerte, z.T. konkurrierende Maßnahmen verfolgen.

• Dies führt nicht nur zu Doppelgleisigkeiten, sondern verhindert
auch eine gemeinsame Entwicklung strategischer Ziele, die über den
Horizont der im eigenen Ressortbudget verfügbaren Mittel hinaus-
gehen und eine systematische Berücksichtigung der Erfahrungen aus
der Förderpraxis (Fonds) ermöglichen.

• Ansätze einer strategischen Politikberatung wurden als unzulässige
Einmischung betrachtet. Wesentliche Vorschläge aus dem Experten-
entwurf zu einem Technologiepolitischen Konzept der Bundesregie-
rung 1996 blieben demnach auch nahezu unberücksichtigt.

• Zwar sind Strategicfindungs- und Koordinierungsinstrumente an-
satzweise vorhanden (ITF-Kuratorium, Rat für Wissenschaft und
Forschung, Gremien von FFF und FWF), werden aber nicht genutzt.

• Angesichts der erwähnten Pattsituation werden Mittel für die Tech-
nologiepolitik oft im Verhältnis 1: 1 auf die beiden zuständigen Mi-
nisterien aufgeteilt (z. B. "Technologiemilliarden" , ITF-Mittel). Die
Diskussion über eine Auf teilung von zur Verfügung stehenden
Mittel findet damit nur teilweise vor dem Hintergrund einer techo-
logiepolitischen Strategie statt.

• Innerhalb der zuständigen Ressorts ergeben sich die tatsächlich für
die Technologiepolitik verfügbaren Mittel als Residualbetrag zu de-
ren sonstigen Aufgaben. Entsprechend findet die Budgetdebatte als
Diskussion von Teilpositionen in den Parlamentsausschüssen Indus-
trie sowie Wissenschaft und Forschung statt.

• Da Technologiepolitik kein Thema ist, dem starke öffentliche Auf-
merksamkeit zukommt, war die Bereitschaft der politischen Füh-
rung in der Vergangenheit gering, Ziele zu erarbeiten und durch ge-
eignete Maßnahmen umzusetzen. Jüngste Initiativen (2,5 % F&E-
Quote als quantitatives Ziel, Kompetenzzentren) können noch nicht
beurteilt werden, da sie entweder noch nicht umgesetzt sind bzw.
noch keine ausreichenden Erfahrungen vorliegen.

Will man eine wirklich offensive Wirtschaftspolitik, so muß die For-
schungs- und Technologiepolitik als integraler Bestandteil der Wirt-
schaftspolitik gesehen werden.

Nur so können verschiedene Bereiche der Wirtschaftspolitik die Er-
reichung technologiepolitischer Ziele aktiv unterstützen (Regulie-
rungspolitik, Kapitalmarktpolitik, Gesundheitspolitik, Bildungs- und
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Weiterbildungspolitik etc.). So kommt der Aus- und Weiterbildung cr-
hebliche Bedeutung zu, da sie sowohl eine Voraussetzung für die Ent-
wicklung von Pähigkeiten zur Forschung und Entwicklung, als auch
für die effiziente Nutzung und Verbrcitung von Ergebnissen der For~
schung und Entwicklung darstellt. Umgekehrt kann aber auch die
Technologiepolitik die Wirksamkeit anderer Politikbereiche erhöhen.
Dies gilt u. a. etwa für die Umwcltpolitik, die Energiepolitik, für die
Verkehrspolitik u. a.

3.2 Internationale Rahmenbedingungen

Für Österreich als Mitgliedstaat der EU und bei verschiedenen inter-
nationalen Organisationen (WTO, GATS etc.) gelten Bestimmungen,
die entweder direkten Einfluß auf die nationalen Akteure haben, oder
auch die nationale Politik in dem Bereich der Forschung und Tcchno-
logie beeinflussen (z. B. geistiges Eigentum, Beihilfen ctc.).

Aufgrund verschiedener internationaler Wettbewerbsbestimmungen
ist die nationale Wirtschaftspolitik im Förderungsbereich zahlreichen
Einschränkungen unterworfen. Nicht zuletzt wegen der Bedcutung der
neuen Technologien auch für dic gesamtwirtschaftliche Wettbewerbsfä-
higkeit stellt die Forschungs- und Technologiepolitik eine der wesent-
lichsten Ausnahmen vom generellen Subvcntionsverbot der EU dar.

Der Gemeinschaftsrahmen für derartige Beihilfen sieht für indus-
trielle Forschung einen finanziellen Höchstbeitrag der öffentlichen
Hand von 50 % vor, für Entwicklung einen Höchstbeitrag von 25 %.
Darüber hinaus gibt es Möglichkeiten für eine höhere Förderung auf-
grund bestimmter Tatbestände (KMU, Kooperation mit der Wissen-
schaft, grenzüberschreitende Kooperation, Zielgebiete usw.). Insge-
samt darf die Förderung unter Berücksichtigung dieser Möglichkeiten
nicht mehr ausmachen als sie den GATIIWTO-Regeln entspricht,
nämlich 75 % für industrielle forschung und 50 % für Entwicklung.

Mit den EU-Rahmenprogrammen für Forschung, technologische
Entwicklung und Dcmonstration wird die Forschungs- und Technolo-
giepolitik der Mitgliedsländer insofern ergänzt, als Themen von ge-
samtcuropäischer Bedeutung im Rahmen von Projekten mit einem eu-
ropäischen Mehrwert und länderübergreifender Kooperation aus EU~
Mitteln unterstützt werden können. Im 4. Rahmenprogramm wurden
rund 1.300 Projekte von rund 1.700 österreichischen Einreichern mit
einem Gesamtvolumen von etwa 2,5 Mrd. S gefördert. Das entspricht
einem "Rückfluß" von etwa 72 % eines hypothetischen Beitrags
Österreichs zum gesamten 4. Rahmenprogramm. 43 % diescr Mittel
gingen an Unternehmen, 35 % an Universitäten, der Rest an sonstige
Einrichtungen.
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Für die erste volle Teilnahme an einem EU-Rahmenprogramm war
die Beteiligung Österreichs sehr gut, sollte aber nichts desto trotz wei-
ter verbessert werden. Vor allem die Zahl der von österreiehisehen Teil-
nehmern als Projektkoordinatoren geleiteten Projekte sollte weiter er-
höht werden. Bislang wurden von den rund 15.000 EU-Projekten 235
(rd. 1,8 %) von österreichischen Teilnehmern koordiniert.

Im 5. Rahmenprogramm sind nunmehr neben drei horizontalen Pro-
grammen vier thematische Programme vorgesehen, deren Leitaktionen
nicht nach Technologiebereichen, sondern nach Problemlösungsberei-
chen gegliedert sind.

Durch die technologieneutrale Formulierung der Leitaktionen wer-
den diese Programme nunmehr auch Unternehmen zugänglich, die
bisher zu den Teehnologieprogrammen der EU kaum Zugang hatten.
Als weitere wesentliche Yeränderung wird bei allen eingereichten Pro-
jekten auch die Aufarbeitung der mit dem Thema verbundenen sozio-
ökonomischen Fragestellungen begutachtet und bewertet.

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung der Osterweiterung der EU
können nunmehr auch die meisten Beitrittskandidaten gleichberechtigt
am 5. Rahmenprogramm teilnehmen. Das eröffnet österreichischen
Unternehmen und Forschern ein zusätzliches Potential an Koopera-
tionspartnern.

Durch die neue Programmstruktur hat sich auch die Möglichkeit der
Mitwirkung an der laufenden Programmabwicklung verändert. Aus
der Sicht des Beirats wäre es notwendig, Wege zu finden, um zu insti-
tutionalisierten Kontakten zwischen den von der EU nominierten ös-
terreichischen Mitgliedern der Beratungsgruppen und österreichischen
Betroffenen (sowohl AnwenderiNutzer und potentielle Programm-
teilnehmer als auch deren Interessenvertretungen) zu kommen.

Ziel dieses Dialogs ist die ausreichende Information für potentielle
österreichische Antragsteller einerseits und andererseits die Berück-
sichtigung der österreichischen Interessen in den Arbeitsprogrammen.

Um österreichischen Interessenten die Teilnahme an den EU-Pro-
grammen sowie an anderen Forschungsinitiativen wie EUREKA und
COST zu erleichtern, wurde vor einigen Jahren das Büro für Interna-
tionale Technologiekooperationen (BIT) gegründet. Im Zusammen-
hang mit dem 5. Rahmenprogramm wäre die Aufgabenteilung und Zu-
sammenarbeit von BIT einerseits und Ministerialbeamten andererseits
weiterzuentwickeln. Hauptaufgabe des BIT ist es, die inzwischen rela-
tiv komplexen Informationen über die einzelnen Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramme an potentielle Interessenten heranzutragen,
diese optimal auf eine mögliche Teilnahme an den Programmen vorzu-
bereiten und bei der Partnervermittlung unterstüt7.end mitzuwirken.
Ziel muß eine weitere quantitative und qualitative Steigerung der
österreichischen Beteiligung am Technologieprogramm der EU sein.
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Dies ist vor allem deshalb von ausscWaggebender Bedeutung, als inter~
nationale Kooperationen immer wichtiger werden, ein Know-how~
Fluß nach Österreich in Gang gesetzt werden kann, die Finanzierung
von größeren Projekten mit mehreren Partnern leichter fällt und für
manche Problembereiche durch Kooperationen erst sinnvolle kritische
Forschungskapazitäten zustande kommen können.

3.3 Organisatorische Lösungen des technologiepolitischen
Steuerungssystems im Ausland

In Europa münden zu wenig Forschllngsanstrengungen in marktfä~
hige Innovationen, die Forschung zielt zu wenig auf die Erlangung von
Wettbewerbsfähigkeit ab, und Europa ist zu wenig in Hoch- und
Schlüsseltechnologiebereichen vertreten. Budgetkürzungen haben in
vielen europäischen Ländern auch zur Kürzung von F&E-Mitteln ge-
führt. Weniger Geld soll stärker fokussiert und effizienter verwendet
werden. Andererseits ist das Zielsystem komplexer geworden. All das
hat zu Versuchen einer Neuorientierung der Forschungs- und Techno-
logiepolitik geführt. Dadurch haben sich vielfach Programminhalte
und Instrumentenmix verändert:

Es kommt häufig zu genauer geplanten, strategisch orientierten und
zielgerichteten Schwerpunktprogrammen. Diffusionsprogramme mit
primär weichen Instrumenten und KMU als zentrale Zielgruppe wer-
den geschaffen. In der Forschungsförderung gibt es vielfach eine
Schwerpunktverschiebung von der Grundlagenforschung zur ange~
wandten Forschung. Es kommt zu einer stärkeren Integration von
Wissenschafts- und Innovationspolitik und zu verstärkter Koopera-
tion zwischen Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Univer-
sitäten (z. B. Kompetenzzentren). Neue Instrumente wie Bereitstel-
lung von Risikokapital, Personaltransferprogramme (Innovations-
assistent u. ä.), Unterstützung von Kooperationen und Netzwerken,
aktiver Technologietransfer finden Anwendung. Man legt mehr Wert
auf den Ausbau von Management-Know-how bei der Programmge-
staltung, -implementierung und -durchführung. Evaluierung und Mo-
nitoring gewinnen an Bedeutung.

Vergleicht man Struktur, Organisation und Management der Techno-
logiepolitik in Bayern, Dänemark, Finnland, Schweden und der
Schweiz, so können in der Regel zwei Ebenen unterschieden werden:
die Ebene der Politik- und Strategieformulierung sowie die Ebene der
Umsetzung.

Auf strategischer Ebene bzw. der Ebene der Politikformulierung sind
immer zentrale Ministerien, die Regierung, meist auch zentral das Par-
lament beteiligt.
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In Bayern, Finnland und der Schweiz gibt es Beratungsorgane mit
unterschiedlichem Stellenwert bzw. unterschiedlicher Besetzung:
• Autorität "großer weiser Persönlichkeiten" (Bayern)
• Festgelegte Kompetenzen und Entscheidungsbefugnisse (Finnland,

Schweiz, Schweden)
Beteiligte sind in der Regel: Wissenschaft, sonstige Experten, Sozial-

partner, politische Parteien.
Bei den Beratungsorganen handelt es sich entweder um ein an poli-

tisch oberster Stelle angesiedeltes Gremium oder verschiedene Fach-
gremien (Dänemark).

Die Aufgabe des Rates ist es in der Regel, die Regierung bei der Ent-
wicklung technologiepolitischer Strategien zu beraten bzw. solche
Strategien selbst zu formulieren, bevor sie dann formell vom Parlament
beschlossen werden. Die Aktivitäten können jedoch auch umfangrei-
cher definiert sein.

Operativ umgesetzt werden die strategischen Vorgaben nicht auf der
Regierungsebene, sondern von intermediären Organisationen. Die
intermediären Organisationen sind in der Regel unabhängige Agentu-
ren und auf Programmebene tätig (Entwicklung und Finanzierung von
Programmen). Sie führen F&E-Programme entweder selbst durch oder
vergeben diese an Projektträger. Die ZaW der intermediären Organisa-
tionen ist von Land zu Land verschieden: So gibt es in Finnland nur je-
weils eine solche Institution für den industriellen Zweig der Technolo-
giepolitik (TEKES) und eine für den Wissenschaftsbereich (Academy
of Finland), während in Dänemark eine Vielzahl an historisch gewach-
senen Einrichtungen existiert. Interessant ist auch die in fast allen Län-
dern zu einzelnen Bereichen (vor allem Beratungen) vorzufindende
Struktur, wonach die Agentur(en) Programme gestaltet und finanziert,
während die Umsetzung dem Markt (Wettbewerb privater und öffent-
licher Beratungseinrichtungen) überlassen wird.

In einem System der institutionellen Trennung bestimmter Aufgaben
ist es wichtig, die Verbindungen zwischen den einzelnen Institutionen
bzw. zwischen strategischer und operativer Ebene nicht abreißen zu
lassen. Die technologiepolitischen Ziele können nur dann erreicht wer-
den, wenn strategische Planung und Umsetzung eng aufeinander abge-
stimmt sind. Dazu sind gute Kommunikationskanäle zwischen den
beiden Ebenen notwendig.
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4. NEUGESTALTUNG DES TECHNOLOGIEPOLITISCHEN
STEUERUNGSSYSTEMS

Eine der Schwächen des österreichischen technologiepolitischen
Steuerungssystems ist die strategische Ebene. Auf der strategischen
Ebene sind Problemlagen ZU identifizieren, Ziele zu formulieren, er-
wartete Ergebnisse festzulegen, zentrale Strategien zu entwerfen und
deren Umsetzung zu kontrollieren.

Effiziente Technologiepolitik hat ein gut funktionierendes System
von Institutionen mit klarer Kompetenzverteilung und wirksamen
Koordinationsmechanismen zur Voraussetzung. Dabei umfaßt das
Technologiepolitiksystem alle öffentlichen und halböffentlichen Insti-
tutionen und Organisationen, deren organisatorischen Status, strategi-
sche Ausrichtung und inhaltliche Schwerpunkte.

Bei der Neugestaltung des Technologiepolitiksystems sollten fol-
gende grundsätzliche Aspekte beachtet werden:

• Klare Aufteilung der Kompetenzen zwischen den einzelnen Akteu-
ren

• Genaue Definition von Schnittstellenbereichen und gemeinsamen
Aufgaben

• Inhaltliche und organisatorische Trennung von strategischer und
operativer Ebene

Eine Stärkung der strategischen Ebene hat zum Ziel, die weitgehende
Beschränkung der derzeitigen Technologiepolitik auf Förderungen
von Forschung, Innovation und Fertigungsüberleitung aufzuheben.
Die für die Technologiepolitik typischen Querschnittsmaterien erfor-
dern einen konzentrierten Einsatz von verschiedenen Instrumenten wie
Förderung, Informationsvermittlung, Regulierung, öffentliche Investi-
tion und Beschaffung und nicht zuletzt auch Aus- und Weiterbildung.

Die strategische Ebene sollte auf die Bildung neuer Allianzen zwi-
schen öffentlichen, halböffentlichen und privaten Akteuren hinwirken
und Strategien sowohl mit den Ländern als auch mit der EU abstim~
men.

Zentral für die strategische Ebene ist, daß Ziele und Strategien in ei~
nem demokratischen Prozeß gewonnen werden, in welchem neben den
Ministerien auch Experten, Sozialpartner, ein Ländervertreter und Par-
lamentarier (Ausschußvorsitzende) eingebunden sind. Entscheidend
ist auch die systematische Einbindung der operativen Einheiten in be~
ratender Funktion, um deren durch die tägliche Förderpraxis aufge-
bautes Know-how und deren Erfahrungen zu nützen.

Aufgrund der Analyse des derzeitigen technologiepolitischen Steue~
rungssystems Österreichs und der Analyse internationaler Beispiele
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wird eine Neugestaltung des österreiehisehen technolgiepolitisehen
Steuerungs systems vorgeschlagen:

Die Entseheidungsfindung im strategischen Bereich wird auf die
Ministerien (Technologiekuratorium) und gesetzlich auf ein starkes
Beratungsgremium, den Technologiepolitischen Rat konzentriert.

Durch dieses neue Beratungsgremium sollen alle in diesem Bereich
gesetzlich vorgesehenen (z. B. Rat für Wissenschaft und Forschung,
Forschungsförderungsrat) oder durch Ministerbeschluß eingesetzten
(z. B. Rat für Technologieemwicklung) Gremien ersetzt werden. Es hat
die Aufgabe, selbstständig Probleme zu analysieren und grundlegende
strategische Zielvorstellungen, finanzielle Vorschläge und konkrete
thematische Programme zu entwickeln. Ziel ist, grundlegende techno-
logiepolitische Konzepte für einen längeren Zeitraum von mindestens
vier Jahren zu erstellen. Dabei wären den erarbeiteten Vorschlägen
auch entsprechende Verantwortlichkeiten auf Ministeriumsebene zu-
zuweIsen.

Der Technologiepolitische Rat hat darüber hinaus die Funktion der
laufenden Abstimmung von Koordinierungsaufgaben mit Ländern,
EU, Schnittstellen mit weiteren Ministerien, Fördereinrichtungen und
die Aufgabe der Evaluation der Umsetzung, der Effektivität der tech-
nologiepolitischen Maßnahmen und der Wirkung neuer Technologien
auf die Gesellschaft. Der Technologiepolitische Rat sollte auch An-
sprechpartner für interessierte Akteure (Unternehmen, Wissenschafter,
Institutionen etc.) betreffend Anregungen, Vorschläge, Kritik usw. sein.

Das Beratungsgremium sollte daher eine starke Stellung und eine ent-
sprechende formale, finanzielle und personelle Unabhängigkeit auf-
weisen. Es sollte kein reines Expertengremium (Weisenrat) sein, son-
dern die Sozialpartner, Experten und das oder die mit den grundlegen-
den technologiepolitischen Kompetenzen betraute(n) Ministerium
bzw. Ministerien umfassen. In beratender Funktion sollen ein Länder-
vertreter, die operativen Institutionen und bei Bedarf weitere Sachver-
ständige beigezogen werden. Entscheidungen erfolgen mit Mehrheits-
beschluß.

Die erarbeiteten Empfehlungen werden veröffentlicht, in einem
Technologiekuratorium diskutiert und als "Technologiepolitisches
Konzept" beschlossen und der Bundesregierung zur Beschlußfassung
vorgelegt. Das Technologiekuratorium besteht aus dem Bundeskanz-
ler, dem Finanzminister, dem(n) mit den Kernkompetenzen der Tech-
nologiepolitik betrauten Minister(n), den Sozialpartnern und den Vor-
sitzenden des(r) zuständigen parlamentarischen Ausschusses bzw.
Ausschüsse. Die Beschlüsse im Technologiekuratorium würden ein-
stimmig erfolgen (vgl. Anhang 1 Abb. 5).

Durch diesen Strategiefindungsprozeß soll der hohe politische Stel-
lenwert dokumentiert werden, den die Bundesregierung technologie-
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politischen Fragestellungen beimißt. Eine solch intensive und weitge-
hend der Öffentlichkeit ausgeset7.te Diskussion soll einen hohen Er-
folgsdruck auf die Beteiligten auslösen und gleichzeitig große politi-
sche Signalwirkung haben.

Voraussetzung eines derartigen Strategicfindungsmodells ist aller-
dings in jedem Fall eine Konzentration der wichtigsten technologiepo-
litischen Kompetenzen, bzw. eine eindeutige Klärung der Kompetenz-
verteilung zwischen verschiedenen Ministerien. Damit sollen Kompe-
tenzkonflikte vermieden werden und eine klare Zuordnung für die
Umsetzung der entsprechenden Maßnahmen ermöglicht werden.

Die operative Ebene, in der es um konkrete Einzelförderungen, Pro-
grammabwicklungen u. ä. geht, soll weitgehend schlank, transparent
und effizient organisiert - und in der Regel aus den Ministerien ausge-
gliedert sein. Dabei sind, soweit sinnvoll und möglich, bestehende Ein-
richtungen -zu betrauen - jedenfalls aber die Entstehung eines
"Förderungsdschungels" zu verhindern. Auf eine eindeutige Zuord-
nung von Aufgaben ist daher zu achten, um entsprechende Transpa-
renz zu gewährleisten. In ihren operativen Funktionen sollten die ope-
rativen Einheiten mit großer Autonomie agieren können, an die strate-
gischen Vorgaben aber verpflichtend gebunden sein. Zu dieser Auto-
nomie zählt auch die Möglichkeit, neue Programme (eventuell auch in
Kooperation mit anderen Förderinstitutionen), Instrumente und Vcr-
gabeverfahren testen zu können und Raum für "experimentelle Tech-
nologiepolitik" zu haben. Prinzipiell sollte in den operativen Einheiten
versucht werden, Ausschreibungsverfahren und ähnlichen Wettbe-
werbs- Prinzipien mehr Gewicht zu verleihen, um Mitnahmeeffekte
möglichst einzudämmen.
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5. FINANZIERUNGSFRAGEN

5.1 Die Analyse der derzeitigen Forschungs- und
Technologieausgaben

In verschiedenen Arbeiten wurde in jüngster Zeit die Stellung Öster-
reichs im Bereich Forschung und Technologie analysiert. Diese Unter-
suchungen stützen sich weitgehend auf Zahlenmaterial der OECD.
Anders als in den meisten anderen OECD-Ländern beruhen die öster-
reichischen Daten dabei nicht auf einer entsprechenden aktuellen Voll-
erhebung des Statistischen Zentralamtes, insbesondere im Bereich des
Wirtschaftssektors, sondern auf Fortschreibungen von Daten aus 1993.
Die österreichische Bundesregierung hat sich Anfang 1999 nunmehr
das äußerst anspruchsvolle Ziel gesetzt, die F&E-Quote auf 2,5 % zu
erhöhen. Angesichts dieses konkret angepeilten Zieles der Bundesre-
gierung sind diese Unsicherheiten bezüglich der Ausgangslage als
Grundlage politischer Vorschläge besonders bedauerlich. Aufgrund
von jüngst durchgeführten Erhebungen (etwa im WIFO) kann man da-
von ausgehen, daß die Forschungsquoten im Unternehmenssektor in
den offiziellen Zahlen zu niedrig angesetzt wurden. In diesem Bericht
wurde daher eine entsprechende Korrektur vorgenommen und die ge-
samte österreichische Forschungsquote für 1998 mit 1,7 % vom BIP
angenommen. Zum gleichen Ergebnis kommt auch der Technologiebe-
richt 1999.

Die Diskussionen um die Erhöhung der F&E-Quoten bergen die
Gefahr einer verkürzten Sichtweise von Technologiepolitik in sich.
F&E-Aufwendungen stellen im Prinzip Input-Größen dar und sagen
daher nichts bezüglich ihres "effizienten" Einsatzes aus. Es bleiben
auch das Zusammenwirken der verschiedenen für die Technologiepoli-
tik wichtigen Akteure (Stichwort: nationales Innovationssystem) so-
wie der wichtige Bereich der Technologiediffusion außer Betracht.

Auch mit 1,7 % F&E-Quote befindet sich Österreich im Vergleich
mit den OECD-Ländern weit hinten. Die abgeschlagene Position
Österreichs wird bei der Betrachtung des Anteils von Forschungsper-
sonal an den Arbeitnehmern besonders deutlich. Mit 34 Forschern pro
10.000 Arbeitnehmern befindet sich Österreich in einer ähnlichen
Situation wie Polen, U ngaro, Portugal und Mexiko. Die meisten Kon-
kurrenten und Vergleichsländer Österreichs (mit Ausnahme von Ita-
lien) beschäftigen zwei- bis dreimal so viele Forscher.

Wie die Statistiken zeigen, sind die im Vergleich zu Österreich höhe-
ren F&E-Aufwendungen anderer Länder im wesentlichen durch die
stärkeren Aktivitäten des Unternehmenssektors bestimmt. Dabei sind
allerdings auch Unterschiede in der Branchenstruktur (z. B. geringerer
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Anteil von High Tech-Industrien in Österreich) von Bedeutung wie
auch die Tatsache, daß in Österreich kaum forschungsorientienc, mul-
tinationale Unternehmungen ihre Konzernzentralc haben.

Der staatliche F&E-Anteilliegt in der Regel zwischen 0,5 und 1 Pro-
zent vom ElP, wobei hier auch noch die teilweise hohen staatlichen
Ausgaben für Militärforschung in einzelnen Ländern zu berücksichti-
gen wären. Österreich liegt mit 0,7 % staatlicher F&E-Quote im
Mittelfc1d der OECD-Staaten.

Die Bestrebungen zur Erhöhung der F&E-Quote werden sich daher
auf den Unternehmens sektor bzw. die Stimulierung von F&E-Akti-
vitätcn des Unternehmens sektors zu konzentrieren haben. Sowohl die
Anzahl der forschenden Unternehmen an sich, als auch die For-
schungsintensität bereits aktiver Unternehmen müssen erhöht werden.
Dabei ist zu beachten, daß sich die Finanzierung der Forschungsausga-
ben des Unternehmenssektors durch die öffentlichen Hand ("Techno-
logieförderung") - nach den verfügbaren Daten - im Durchschnitt ver-
gleichbarer Länder befindet.

Innerhalb der staatlichen F&E-Aufwendungen dominieren in Öster-
reich wie in keinem anderen Land die Aufwendungen für die Hoch-
schulen (70 %). Im internationalen Vergleich nimmt der Anteil der
Forschung des Hochschulsektors am BIP den vierten Platz ein und
liegt daher im Spitzenfeld der OECD. Die Hochschulforschung wird
darüber hinaus im OECD-Vergleich mit 97 % überdurchschnittlich
hoch von der öffentlichen Hand finanziert. Dies deutet darauf hin, daß
die österreichische Hochschulforschung - sei es aus qualitativen oder
aus strukturellen Gründen - für den Unternehmenssektor weniger
"interessant" ist, als in anderen Ländern.

5.2 Ziele und Struktur von zukünftigen Forschungs- und
Technologieausgaben

Das ambitionierte Ziel der österreichischen Bundesregierung von
Anfang 1999, die F&E-Quote bis 2005 auf 2,5 % zu erhöhen, bedeutet
eine Steigerung dieser Quote um 47 %. Als vergleichbare Länder
konnten von 1985 bis 1995 Dänemark (+39 %) und Finnland (+44 %)
ihre F&E-Ausgaben steigern. Es wird daher vorgeschlagen, noch vor
der Erstellung eines Konzeptes zur Umsetzung des Regierungszieles
im Detail die einzelnen Maßnahmen dieser Länder zusammenzustellen
und zu überprüfen, inwieweit auf die Erfahrungen dieser Länder zu-
rückgegriffen werden könnte.

Für die Erreichung des Zieles der Bundesregierung wäre es notwen-
dig, die jährlichen Forschungsausgaben von derzeit etwa 44 Mrd. öS
auf etwa 83 Mrd. öS (bei einer angenommenen Steigerung des BIP um
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nominell 3,5 % jährlich) im Jahr 2005 zu erhöhen. Bei einer gleich-
mägigen Erhöhung würde dies von Jahr zu Jahr rund 7 Mrd. öS zusätz-
liche Ausgaben erfordern (siehe Grafiken im Anhang).

Im Bereich der OECD gelang es bisher kaum einem Land, längere
Zeit durchgehend auf eine F&E-Quote von über 3 % zu kommen. Nur
wenige Länder liegen laufend über 2,5 %. Sollte sich diese Entwicklun
fortsetzen, würde Österreich bis 2005 in die Gruppe jener Länder vor-
stoßen, die die höchsten F&E-Quoten aufweisen (nur Schweden,
Japan, Finnland, Korea, USA und die Schweiz liegen derzeit darüber).

Neben den Bemühungen um die Erhöhung der F&E-Quote dürfen
jedenfalls darüber hinaus gehende inhaltliche und qualitative technolo-
giepolitische Aufgaben nicht verabsäumt werden. Dazu zählen das
Angebot von Forschungs- und Technologieinfrastruktur an Unterneh-
men, Kooperationen zwischen Unternehmen und mit der Wissen-
schaft, die Intensivierung von Technologietransfer und Technologie-
diffusion, Technologieinitiativen die zur Lösung von Problemen ge-
sellschaftlicher Relevanz beitragen, die Verbesserung des österreichi-
schen Innovationssystems, die Unterstützung von wirtschaftspolitisch
aussichtsreichen Clusteransätzen (vorhandene industrielle Basis,
Know-how, aussichtsreicher Markt) usw.

Es darf nicht übersehen werden, dag gerade Magnahmen in diesem
Bereich zur Hebung des allgemeinen Technologieniveaus beitragen
und daher längerfristig eine entscheidende Rolle zur Erreichung und
Stabilisierung des Ziels der Bundesregierung spielen. Diese Ansatz-
punkte müssen daher bei der Erstellung eines entsprechenden Konzep-
tes einen zentralen Stellenwert einnehmen. Eine Reihe von Vorschlä-
gen, die durchaus Ausgangspunkt für Überlegungen zu konkreten
Magnahmen sein könnten, liegt bereits von verschiedenen Seiten vor
(Entwurf eines technologiepolitischen Konzeptes, Bericht an die
Bundesregierung: Forschung und Wettbewerb, Technologiebericht,
Entwurf zu einem Grünbuch zur österreichischen Forschungspolitik
etc.).

Angesichts der grundsätzlichen budgetären Restriktionen, des inter-
national ohnehin - im Vergleich zur Wirtschaft - relativ hohen F&E-
Anteils der öffentlichen Hand, der Struktur der öffentlichen For-
schungsausgaben und der modernen Anforderungen an eine Technolo-
giepolitik, wäre der Einsatz zusätzlicher öffentlicher Mittel ohne
strukturelle Änderungen nicht zielführend. Um etwa dem quantitati-
ven Ziel der Bundesregierung näher zu kommen, wären Strategien
dementsprechend auf jene Bereiche zu konzentrieren, die eine Auswei-
tung der Forschungsausgaben des Unternehmens sektors bewirken.
Für die anzusprechenden Institutionen (FFF, ITF etc.) wäre ein länger-
fristiger Finanzierungplan bis 2005 politisch zu paktieren, der durch
eine gleichmägige budgetäre Entwicklung die Planungssicherheit für
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Programme einerseits und längerfristige Forschungsprojekte der Wirt-
schaft andererseits erhöhen soll. Als anzupeilende Richtmarke sollten
- unter Beachtung struktureller Veränderungen ~ über dem durch-
schnittlichen nominellen BIP- Wachstum liegende Erhöhungen von
Mitteln ausschließlich für Aktivitäten verwendet werden dürfen, die
effektiv zu Erhöhungen der Forschungsaktivitäten von Unternehmun-
gen führen.

Die strategische Ausrichtung der österreichischen Teehnologiepoli-
tik sollte sich im Technologieförderungsbereich auf zwei Säulen stüt-
zen, die je nach Praktikabilität und Sinnhaftigkeit in allen zur Verfü-
gung stehenden Förderungsinstitutionen (ITF, FFF, 'TIG, ERP) umge-
setzt werden sollen. Säule 1: Die Antragsförderung, die grundsätzlich
für alle 'Themenbereiche und Unternehmen offensteht und damit tech-
nologie- und strukturneutral den Unternehmen eine Finanzierungs-
hilfe und eine Risikoteilung für anspruchsvolle und aussichtsreiche
Projekte anbietet. Säule 2: Förderungen, die mit Hilfe von Program-
men, Aktionen, Wettbewerben usw. unter eigenen Rahmenbedingun-
gen und Richtlinien besondere Ziele der Technologiepolitik verfolgen,
indem etwa auf die österreichische Wirtschafts struktur und technolo-
gische Stärken abzielende strategische Programme konzipiert werden.

Der besonders für Programme u. ä. konzipierte ITF kann mit seiner
derzeitigen Finanzausstattung kaum offensiv tätig werden. Er sollte
daher hinsichtlich seiner Budgetierung von der Entwicklung bestimm-
ter Zinssätze abgekoppelt werden und den technologiepolitischen Er-
fordernissen und den internationalen Entwicklungen entsprechend
ausgestaltet und dotiert werden.

Angesichts des im internationalen Vergleich hohen Anteils an Hoch-
schulforschung, des hohen Anteils der Ausgaben für Hochschulfor-
schung im Rahmen der öffentlichen Forschungsausgaben und des
hohen Anteils der Finanzierung der Hochschulforschung durch die
öffentliche Hand sollte der Hochschulsektor keinesfalls im Mittel-
punkt von zusätzlichen Forschungsausgaben der öffentlichen Hand
liegen. Es wären vielmehr Maßnahmen zu entwickeln, die zu einer Ver-
änderung der Finanzierungsquellen der universitären Forschung füh-
ren, wobei hier die Möglichkeiten der unterschiedlichen Disziplinen zu
berücksichtigen sind.

Es sollen Anreize gesetzt werden, die Attraktivität der Universitäten
für den Unternehmensbereich zu erhöhen und zu einer stärkeren Ver-
netzung von Unternehmen und Universitäten (aber auch Fachhoch-
schulen) im Forschungsbereich zu kommen. Maßnahmen in diese
Richtung wären etwa größere Institute, sukzessive Umorientierung
von allgemeiner Finanzierung hin zu projektorientierter Forschungs-
finanzierung an den Universitäten, gezielte Anwerbung von anwen-
dungsorientierten Spitzenforschern, Bindung von Finanzierungsmitteln
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an gemeinsame Projekte von Universitäten und Unternehmen (z. B.
Kplus) und die Einrichtung einer eigenen Förderungsschiene im FWF
oder FFF in Richtung anwendungsorientierter Grundlagenforschung.

5.3 Ansätze zur Stärkung von Forschung und Entwicklung
in Österreich

Bei der Verstärkung vorhandener bzw. der Schaffung neuer Maßnah-
men ist zu berücksichtigen, daß es unterschiedliche Kategorien von
Unternehmen im Hinblick auf das F&E-Potential gibt und daß die ein-
zelnen Gruppen auch einer unterschiedlichen Mischung verschiedener
Maßnahmen bedürfen, um die F&E- Tätigkeit erfolgreich aufzuneh-
men oder zu verstärken.

Es geht dabei sowohl darum,
• daß Unternehmen, die bereits in beträchtlichem Ausmaß forschung

betreiben, dies noch intensiver tun,
• daß Unternehmen, die sich nur gelegentlich mit F&E befassen, dies

in Zukunft systematischer und kontinuierlicher tun,
• daß Unternehmen, die bisher kaum mit F&E zu tun haben, sich auch

in diesen Bereich wagen,
• daß Unternehmen die zur Verfügung stehende Technologieinfra-

struktur (Universitäten, Kooperative, außeruniversitäre Forschungs~
institute, Fachhochschulen etc.) verstärkt nützen,

• daß Unternehmen Kooperationen eingehen, um kritische Massen zu
erreichen und die Wissensbasis zu erweitern und

• daß versucht wird, auch im Bereich der Ansiedlungspolitik besonde-
ren Wert auf F&E-Aktivitäten zu legen (entsprechende Konzepte
sind zu erarbeiten),

• Gegengeschäftsvereinbarungen im Rahmen von Beschaffungsvor-
gängen des Bundesheeres sind zur Initiierung von F&E-Kooperatio-
nen und technologisch interessanten Aufträgen zu nützen.

Zur Stärkung der wirtschafts orientierten F&E in Österreich sollten
entsprechende Maßnahmenbündel unter Beachtung der budgetären
Erfordernisse und Möglichkeiten erarbeitet werden und entsprechend
öffentlichkeitswirksam und breit propagiert werden. Dabei könnten
folgende Ansatzpunkte in die Überlegungen mit einfließen:
• Um Anreize zu einer steigenden F&E-Tätigkeit der Unternehmen

zu setzen bzw. um Unternehmen überhaupt zur Aufnahme einer
Entwicklungstätigkeit zu motivieren, sollten in den Förderungsinsti-
tutionen explizit darauf abgestellte Programme (erhöhte Förderin-
tensitäten, Bonussysteme, Wettbewerbe etc.) für Ersteinsteiger, be-
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sondere Steigerungen der F&E- Tätigkeit, besondere Ausweitung
und/oder Höherqualifizierung des F&E-Personals oder die Einrich-
tung einer F&E-Abteilung entwickelt werden. Natürlich ist die
nachweisliche Erfüllung der Förderungsziele unabdingbar.

• Ähnliche Programme wären bei entsprechender Ausgestaltung auch
für einzelne Wirtschafts bereiche denkbar, etwa für forschungs-
schwache Bereiche. So zeigen die Erfahrungen der Sonderaktionen
Lebensmittel und Holz im FFF, daß gezielte Aktionen Beachtliches
bewirken können.

• Durch die Entwicklung von Programmen, die einen Beitrag zur
Lösung von Problemen gesellschaftlicher Art leisten, sollen neue
Unternehmensbereiche angesprochen und (auch interdisziplinäre)
Kooperationen zwischen Unternehmen sowie zwischen Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen initiiert werden.

• Um Kooperationen insbesondere zwischen KMU in Clustern zu
forcieren, sind Innovationszentren, außeruniversitäre Forschungsin-
stitute, Fachhochschulen, Beratungseinrichtungen und Hochschul-
institute clusterspezifisch auszurichten. Durch Kooperationen kön-
nen Forschungsprojekte in Angriff genommen werden, die für ein-
zelne Unternehmen weder finanziell noch von der Breite des erfor-
derlichen Know-hows her leistbar wären.

• Die weitere qualitative Verbesserung der Technologieinfrastruktur,
etwa durch Kompetenzzenuen, CD-Labors, Kooperative For-
schungsinstitute, Hochschulinstitute, Fachhochschulen u. ä., wäre
ein wichtiger Schritt zur verstärkten Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft. Sinnvoll ist dabei eine Offenheit bezüglich
unterschiedlicher Kooperationsintensitäten und der Nähe zur Wis-
senschaft. Aufgrund der entscheidenden strategischen Bedeutung
wäre für diesen gesamten Bereich der Technologieinfrastruktur ein
Gesamtkonzept bezüglich der Erfordernisse, der Struktur und der
Aufgabenteilung- bzw. -abgrenzung der einzelnen Bausteine zu ent-
wickeln.

• KMU benötigen ein besonderes (niedrige Zutrittsschwclle, mittlere
Technologien, gemeinsame Sprache etc.) auf sie zugeschnittenes An-
gebot an externem Know-how für die Vergabe von Entwicklungs-
aufträgen oder gemeinsamen Projekten. Die personellen und instru-
mentellen Ressourcen der Fachhochschulen sind ein geeigneter An-
satzpunkt für diese Art von Technologietransfer. Ein über die bereits
auf regionaler Ebene teilweise vorhandenen Aktivitäten hinausge-
hendes bundesweites Konzept zur Vernetzung und koordinierten
Nutzung der Ressourcen könnte dabei entscheidende Impulse set-
zen.

• Um bisher nicht oder kaum forschende Unternehmen zur Entwick-
lungstätigkeit zu ermuntern, sollten Beratungen verstärkt sowohl bei
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der Identifikation, Planung und Durchführung helfen als auch auf
die Fördermöglichkeiten verweisen und diesbezügliche Kontakte
herstellen.

• Für die Kontinuität und das Upgrading der F&E-Tätigkeit eines
Unternehmens ist die Aufnahme oder Einbindung qualifizierten
Fachpersonals von entscheidender Bedeutung. Derzeit gibt es so-
wohl auf Bundesebene mehrere Aktionen (FFF-Nachwuchsaktion,
FWF-Post-docs, Wissenschafter für die Wirtschaft) als auch auf Län-
derebene (Steiermark, Oberösterreich, geplant in Wien). Auch hier
wäre es sinnvoll und letztlich effektiver, die verschiedenen Aktivitä-
ten zusammenzufassen, die verschiedenen Zielsetzungen und ange-
sprochenen Gruppen klar zu definieren bzw. abzugrenzen und das
Konzept entsprechend umzusetzen.

5.4 Finanzierungsoptionen

Die langfristige Sicherung der öffentlichen Mittel für Forschung und
Entwicklung und die Stimulierung der technologieorientierten Auf-
wendungen von Unternehmen erfordert einerseits kurzfristige Wei-
chenstellungen, wie dies mit der am 1. 1. 2000 in Kraft tretenden Steu-
erreform schon in Ansätzen geschehen ist, und andererseits einen
mittelfristigen Finanzplan, der die gesetzliche Jährlichkcit des Bundes-
budgets überwindet.

Dies kann durch die Entwicklung und periodische Überprüfung von
vorausschauenden Ziel- und Kontrollgrößen unter Berücksichtigung
der Zielsetzungen operationalisiert werden, womit der vorgescWagene
Technologiepolitische Rat (unter Einbindung des BMF) zu beauftragen
ware.

Genauer zu prüfen sind jedenfalls alle mit der Redimensionierung
der Währungsreserven und der Erträge der Oesterreichischen Natio-
nalbank in der EWU möglichen Optionen, allfällige Lizenzeinnahmen
aus der künftigen Nutzung von Frequenzbändern und die im Rahmen
der Neugestaltung der EU-Beitragszahlungen sowie des Finanzaus-
gleichs mit den Bundesländern gegebenen Spielräume. Aus den abseh-
baren Privatisierungserlösen des Bundes dürfte in absehbarer Zeit kein
nennenswerter Finanzierungsbeitrag zu erwarten sein.

Im Gegensatz zu anderen Vorschlägen über die Verwendung von
Mitteln der Oesterreichischen Nationalbank steht ihre Nutzung für
technologiepolitische Zwecke voll im Einklang mit den Aufgaben der
OeNE. Zur Absicherung des mittel- und langfristigen Wachstums, ei-
ner ausgeglichenen nationalen Zahlungsbilanz und der Kaufkraft muß
Österreich im internationalen Warenverkehr in der Lage sein, ausrei-
chend Produkte und Dienstleistungen anzubieten, mit denen die für
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Importe erforderlichen Mittel erlöst werden können. Voraussetzung
dafür ist eine laufende technische und organisatorische Weiterentwick-
lung der Produkte und Marktleistungen auf der Basis privater und
öffentlicher Forschung und Entwicklung.

Die OeNB hat mit der Einrichtung des Jubiläumsfonds zur Förde-
rung wirtschaftsnaher Forschungsprojekte und der geplanten Auf-
stockung seiner Mittel auf öS 700 Mio. ihrer Rolle in der Finanzierung
von Forschung und Entwicklung grundsätzlich Rechnung getragen.
Da die Konsolidierung des Bundesbudgets zur Wiedererlangung fis-
kalpolitischer Spielräume aber auf Jahre wenig Möglichkeiten erken-
nen läßt, gleichzeitig aber die bestehenden Währungsreserven nicht im
bisherigen Ausmaß aufrechterhalten werden müssen, ist die Nutzung
dieser Mittel für Zwecke der Forschungs- und Technologiepolitik
sinnvoll, zumal damit langfristig die Wachstumsaussichten der öster-
reichischen Wirtschaft nachhaltig gestärkt werden können.

Die Kontinuität technologiepolitischer Maßnahmen ist von nicht zu
unterschätzender Bedeutung. In den vergangenen Jahren haben die oft
monatelangen Unsicherheiten in der Finanzierung zu einer Stop-and-
Go-Politik geführt, die der Entwicklung einer stabilen Forschungs-
und Entwicklungstätigkeit in der Wirtschaft nicht zuträglich war.

Der Beirat ist der Ansicht, daß alle Formen einer langfristigen Siche-
rung der Finanzierung öffentlicher F&E-Aufwendungen geprüft und
genutzt werden sollen, wobei die Letztverantwortung für eine zur Er-
reichung der strategischen Ziele ausreichenden Budgetierung, wie bis-
her, auf politischer Ebene verbleiben muß.
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Abbildung 5:
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N ew Public Management. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. . . . . ... S 110,-
78 Langerfristige Aspekte der österreichi.chen Technologiepolitik .. _. . . . . . . . . . . . .. S 50,-

Preise inkl. 10% MwSt.

Ihre Bestellung nimmt das Abo-Service von Ueberreuter Print und Digimedia gerne entgegen:
Tel.: (02262) 789-110
Fax: (02262) 789-116
e-mail: aboservice-/digimedia.ueberreuter.com
http://digimedia.ueberreuter.com
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